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Reichstag und
Volle vier Sitzungen hindurch ſtand in voriger Woche derEtat des Reichsheeres auf der Tagesordnung des ſicht

tages. Wird auch bei Elatsberatungen nach traditioneller Ge
pflogenheit über den Etat gar nicht oder nur beiläufig ge
redet, ſo bieten die Etatsberatungen doch die Gelegenheit,
zahlreiche Beſchwerden, Wünſche, Anträge und Reſolutionen
einzubringen, die vom Reichstag meiſt gutgeheißen, von der
Regierung aber in demſelben Verhältniſſe abgelehnt wer
den. Die Heeresverwaltung hat von jeher eine tiefe Ab
neigung gegen die Anträge und Anregungen aus dem
Reichstage bekundet, die unter dem jetzigen Kriegsminiſter
aber eine reſpektable Höhe erreicht hat. Herr von Stein ſucht
durch eine Wortkargheit zu imponieren, die rein äußerlich an
berühmte Vorbilder erinnert. Herr von Stein iſt im Reichs
tage ſchon mit dem „ſteinernen Gaſt“ verglichen worden.

Wir haben in den letzten zehn Jahren mehrere Kriegs-
miniſter gehabt, mit denen ſich der Reichstag wochenlang
der kleinſten Reformen wegen herumſchlagen mußte, aber ſo
unerquicklich, wie unter Herrn v. Stein, iſt es nie
mals geweſen; ſelbſt nicht einmal unter Herrn Wild von
Hohenborn, der allerdings fern von allen reſſortmäßigen Be
ſchäftigungen im Hauptquartier eine repräſentable Rolle
ſpielte und darin Genüge fand, bis er dann Knall und Fall
durch einen General mit Fronterfahrungen abgelöſt worden
iſt: eben durch Herrn von Stein. Der Wechſel mag militäriſch
ſeine Vorteile haben, der Reichstag iſt jedenfalls dabei nicht
beſſer gefahren. Die paſſive Reſiſtenz, die der Herr Kriegs
miniſter gegen den Reichstag anſcheinend zu üben pflegt, fängt
an, unerträglich zu werden.

der Nanpfenben Trupben berſret Wunſche dere
Erfüllung keineswegs an militäriſchen Gründen zu ſcheiter
braucht. Sie werden im Reichstage bei der dritten Leſung
eine große Mehrheit finden, und dann wird ſich Herr von
Stein an ſeinen Arbeitstiſch ſetzen und mit dem Rotſtift
fürchterlich unter den Reſolutionen hauſen. Und der Reichs
tag? Wird er ſich abermals gefallen laſfen, daß mit ſeinen
berechtigten Forderungen derart umgeſprungen wird? Wird
er ſich auch in Zukunft die Art und Weiſe gefallen laſſen, die
der Herr Kriegsminiſter in der Behandlung der Volksver

ganze Jammer in der Miſere des Prager ſtandes und
nis der untergegreeeee

tretung beliebt? Der Unmut iſt ſeit Jahresfriſt erheblich ge

Kriegsminiſter.
ſtiegen; das zeigte die ungemein ſcharfe Rede des Zentrums-
ab geordneten Dr. Wirth recht draſtiſch. Es geht einfach für
die Dauer nicht, daß alle Wünſche mit den kommandomäßigen
Worten vom Miniſtertiſch aus abgetan werden: Die Stim-
mung iſt gut, die Verhältniſſe ſind gut, und die paar Be-
ſchwerden na ja, wir werden ſehen. Die Einförmigkeit in
den Verhandlungen bei Beratung des Militäretats während
des Krieges, die durch dieſen ſelbſt bedingt iſt, könnte und muß
gegebenenfalls doch einmal recht ernſt unterbrochen werden.
Sogehtes nicht weiter will der Reichstag nicht ſeine
Ohnmacht vor der Militärverwaltung auch noch auf die we-
nigen Fragen ausdehnen, auf die er noch Einfluß hat.

Jm übrigen drängt die Miniſterſchaft des Herrn v. Stein
gebieteriſch dazu, die Stellung des Kriegsminiſters gründ-
lich zu ändern. Der Etat ſpricht von einem Reichsheer,
der Kriegsminiſter aber, der den Etat vor dem Reichstage
vertritt, iſt preußiſcher Miniſter und auf den Reichs-
kanzler nur in Etatfragen angewieſen; ſonſt hat der Reichs-
kanzler auch nicht den geringſten verfaſſungsmäßigen Ein-
fluß. Preußiſche Kriegsminiſter fühlen ſich aber einzig
und allein als Soldaten der Miniſter iſt für ſie nur eine
Beigabe, die von den Herren meiſtens recht unangenehm
empfunden wird. Jn Friedenszeiten ſind die beſtimmenden
militäriſchen Faktoren der Generalſtab und das Militär-
kabinett; beide ſind für den Reichstag unerreichbar. Es ver-
bleibt ihm nur der Kriegsminiſter, der doch in Wahrheit nur
ein hoher Verwaltungsbeamter iſt, der ſich, wie Herr von
Heeringen einſtmals ganz offenherzig verſicherte, immer nach
einem Poſten als kommandierender Genetal zurückſehnt. Der

Deutühr
Machthaber und aus ſeiner überragenden Stellung gegenüber
dem Parlament her. Der bayriſche Kriegsminiſter bei-
ſpielsweiſe hat gegenüber den Truppenbefehlshabern eine
ganz andere Stellung als der preußiſche, der ſchon den ſtell
vertretenden kommandierenden Generalen gegenüber ohn-
mächtig iſt, abgeſehen von Fragen der Verwaltung. Hier iſt
die Quelle des Uebels, das natürlich weſentlich ver-
ſchärft wird durch die Gepflogenheiten des jetzigen Kriegs-

miniſters. Georg Schöpflin.

die Ernährungoſchwierigkeiten in Oeſterreich.

Wien, 19. Juni. Jn der Angelegenheit der Verkürzung
der Brotquote faßte der Wiener Arbeiterrat geſtern
ſpät abends Beſchlüſſe, worin die Wiederherſtellung
der vollen Brotration, und ſolange dieſe nicht mög
lich iſt, Erſatz für Brot gefordert wird. Weiter wird ſo
dann Erhöhung der Arbeitslöhne ſowie infolge
der Unterernährung Arbeitserleichterungen, Ver
kürzung der Arbeitszeit und Einſchränkung
der Nacht arbeit verlangt. Der Arbeitervat fordert, daß
die öſterreichiſchungariſche Regierung bereit ſei, jederzeit in
Verhandlungen über einen allgemeinen Frieden ohne An
nexionen und Kontributionen ſowie über die Gründung einer
Liga der Nationen einzutreten. Der Arbeiterrat verlangt
weiter die ſofortige Einberufung des Parla-
mentes und betont, daß im Jntereſſe der Lebensmittelver-
ſorgung die Eiſenbahner, Verkehrsarbeiter und Arbeiter der
Lebensmittelinduftrie alles vermeiden mögen, was den
Verkehr und die Lebensmittelverſorgung ſtören könnte. Er
fordert endlich die Arbeiterſchaft auf, Ruhe zu bewah-
ren und alle Zuſammenſtöße auf der Straße
su vermeiden.

Die Polizeidirektion in Wien erließ an die Bevölkerung
eine Bekanntmachung, in welcher ſie mitteilt, daß ſie ent-
ſchloſſen ſei, allen Störungen der öffentlichen Ruhe und Ord-
nung mit aller Entſchiedenheit entgegen zu treten und, falls
es nötig ſei, mit den ſchärfſten Maßnahmen vorzugehen.

Wie verlautet, hat der ſozialdemokratiſche Aufruf an die
Arbeiter, nicht zu ſtreiken, vollen Erfolg gehabt.
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Die Norddeutſche Allgemeine Zeitung ſchreibt offiziös:
Jn der öſterreichiſchen Preſſe wird als Urſache der Kürzung
der Brotration mehrfach angegeben, daß Deutſchland ſich ver
pflichtet habe, die Mehlverſorgung Oeſterreichs bis zur neuen
Ernte zu übernehmen, aber ſeinen vertraglichen Verpflich-
tungen nicht nachgekommen ſei. Das beruht auf einer
völlig falſchen Auffaſſung. Eine Lieferung aus deut
ſchen Beſtänden hätte nur in Frage kommen können, wenn
Deutſchland noch Reſervebeſtände hätte, die über den Bedarf
für Bevölkerung und Heer hinaus verfügbar geweſen wären.
Das iſt aber in dieſem Erntejahre nicht der Fall. Daß jetzt
die Getreidelieferungen aus der Ukraine und Beßarabien ſo
gering ſind, daß die Verſorgung Oeſterreichs dadurch ſich ſehr
ſchwierig geſtaltet, iſt ſehr bedauerlich. Daß die Urſachen

dafür aber völlig außerhalb des Verſchuldens deutſcher Stellen
liegen, wird auch von amtlicher öſterreichiſcher Seite durchaus
anerkannt. Bei dieſen Verhandlungen iſt auch von deutſcher
Seite gegenüber den öſterreichiſchen Wünſchen alles Entgegen-
kommen boewieſen, ſoweit es nach der deutſchen Perſorgungs-
lage zuläſſig war.

Bürgermeiſter Dr. Weißkirchner in Wien hat, wie
gemeldet, an die bayriſche Regierung um Zufuhr von alten
Kartoffeln telegraphiert. Bayern iſt aber nicht in der Lage,
Kartoffeln der alten Ernte abgeben zu können. Der Froſt
hat die Frühkartoffelernte hinausgeſchoben, ſo daß mit den
alten Vorräten aufs ſparſamſte Haus gehalten werden muß,
wobei noch beſonders die Herabſetzung der Brotration zu be-
rückſichtigen iſt.

Die Bewirtſchaftung der neuen ESrnte.
Aus Wien wird gemeldet:
Durch eine Verordnung wird die Bewirtſchaftung

der neuen Ernte ebenſo wie im Deutſchen Reiche und
künftig auch in Ungarn im Sinne einer ſtraffen ſtaatlichen
Bewirtſchaftung geregelt. Der Plan für die Getreideauf-
bringung geht von der Tatſache aus, daß Oeſterreich ohne
irgendwelche Vorräte in das neue Erntejahr eintritt und da-
her danach getrachtet werden muß, möglichſt raſch in den Be
ſitz der erforderlichen Getreidemengen zu gelangen.

Die Erfaſſung der Ernte wird ſich in drei zeitlich auf
einanderfolgenden Abſchnitten vollziehen, in der Frühdruſch-
aufbringung, in der Aufbringung des vorläufigen Kontin-
gents und in der individuellen Ueberprüfung ſowie der end
gültigen Erfaſfung aller Ueberſchüſſe. Für die Aufbringung
des vorläufigen Kontingents werden die Kronländer in Auf-
bringungsrayons und die politiſchen Bezirke in Aufbringungs-
ſprengel eingeteilt. Für jeden Sprenge!l wird eine Auf
bringungskommiſſion eingeſetzt. Die Aufbringung des 'vor-
läufigen Kontingents, die bis Ende September abgeſchloſſen
ſein muß, erfolgt ſchon von der Dreſchmaſchine weg, worauf
das Getreide unverzüglich in Mühlen cder Lagerräume über-
geführt wird. Den Behörden ſtehen Zwangsmittel zur Be
ſchleunigung des Druſches zu Gebote. Bei der individuellen
Aufnahme, welche nach Ablauf der Feldbeſtellungsarbeiten
von Haus zu Haus durch dieſelben Kommiſſionen durch-
geführt wird, wird für alle Landwirte die Menge der abzu
liefernden Ueberſchüſſe endgültig feſtgeſtellt.

h e
weil Braun ihn vorher nicht dav

Die Beratung des Haushaltplanes
im Abgeordnetenhauſe beendet.
Jn der Dienstagſitzung übte Gen. Braun ſcharfe Kritik an

der Art und Weiſe, wie die Zenſur gehandhabt wird. Die zahlloſen Bei
ſpie. die er anführte, werden auch diejenigen, die nicht mit uns grund-
fätzlich den Standpunkt vertreten, doß die Zenſur überhaupt aufgehoben
werden muß, zu der Ueberzeugung bringen, daß es ſo, wie bisher,
unmöglich weitergehen kann. Es wirkt tatſächlich nach außen hin ge-
radezu lächerlich und ſchadet unſerem Anſehen im Auslande nur, wenn
Offiziere, die mit der Beachtung der Zenſuworſchriften betraut ſind, ihr
Amt in der Weiſe ausüben, daß ſie ſogar wiſſenſchaftliche Artikel ver
bieten. Was vollends auf rein politiſchem Gebiete geleiſtet wird, das
ſchreit geradezu zum Himmel. Beſonders ſtarken Eindruck machte unſer
Redner mit der Schilderung des Vorgehens gegen ſozialdemokratiſche
Zeitungen, wie z. B. den Stettiner Volksboten, der unter Vorzenſur ge
ſtellt iſt, und gegen den auch vom Kommandierenden General die ſchärf
ſten Maßnahmen angewandt werden, lediglich wegen des Abdrucks vog
Artikeln, die in anderen Blättern anſtandslos die Zenſur paſſiert haben.
Was Braun weiter über die in den breiten Maſſen herrſchende Stim
mung anführte, ſowie ſeine Darlegungen über die Urſachen des Streiks
der Munitionsarbeiter verdienen weiteſtgehende Beachtung. Trotz der
Länge ſeiner Rede wurde unſer Genoſſe vom Hauſe bis zum Schluß mit
großer Aufmerkſamkeit angehört, ſein Hinweis auf die Rotwendigkeit
der Beſeitigung des Dreiklaſſenwahlſyſtems und der Einführung des
gleichen Wahlrechts, mit dem er ſeine Rede ſchloß, begegnete bis weit
in die Reihen der bürgerlichen Linken hinein lebhaftem Beifall.

Die Erwiderung des Miniſters war recht ſchwach. Er zog ſich auf
die Behauptung zurück, daß die Zenſur nicht in der Hand der Zivil
behörden liege, ſondern in der der Militärbehörden, und daß er in
folgedeſſen „keinerlei Einfluß auf ihre Handhabung“ habe. Es ſtehe
ihm nicht an, die Maßnahmen der Zenſur zu. kritiſieren. Der Platz,
Kritik zu üben, ſei vielmehr der Reichstag beim Titel Gehalt des

ieg- mine kg e deunterrichtet habe, und weil er auch
nicht wiſſen könne, inwieweit die Mitteilungen der Zivilbehörden an
die einzelnen Beſchwerdeführer etwa auf Anweiſungen von Militärbe-
hörden zurückzuführen ſeien. Er ſei nur verantwortlich für das, was
die Zivilbehörden aus eigener Initiative unternehmen. Weiter ver-
breitete ſich der Miniſter eingehend über ſeine Stellung zum Bund der
Kriegsbeſchädigten, die ihm Genoſſe Braun vorgehalten hatte. Gegen
über der Erklärung Brauns, daß der Bund der Kriegsbeſchädigten nicht
ſozialdemokratiſch ſei, erwiderte der Miniſter, er habe den Eindruck,
daß Sozialdemokraten die entſcheidende Leitung in die Hand genommen
hätten.

Am Mittwoch begann die Sitzung mit einer Auseinanderſetzung
zwiſchen dem Abg. Korfanty (Pole) und dem Miniſter des Jnnern.
Abg. Korfanty ſchilderte unter Anführung zahlreicher Einzelfälle, in
welchem Maße die polniſchen Staatsbürger unter der Zenſur und dem
Belagerungszuſtand zu leiden haben. Beſonders Eindruck machte er
mit der Mitteilung der Art und Weiſe, wie manche Amisvorſteher bei
der letzten Wahl im Kreiſe Lublinitz-Gleiwitz unter Berufung auf Ver
fügungen des Generalkommandos die Abhaliung von Verſammlungen
ſhm unmsglich gemacht und Flugblätter beſchlagnahmt haben. Der Mi-
niſter des Jnnern nahm ſeine Beamten gegen dieſe Vorwürfe in Schuß
Jm großen ganzen glaubte er „von vornherein behaupten“ zu können,
daß die Mitteilungen des Abg. Korfanty „einer objektiven Unterſuchung
kaum ſtandhalten“ würden. Grundſätzlich ſtellte er ſich wieder auf den
ſchon am Tage vorher vertretenen Standpunkt, daß er ſich in die An
gelegenheiten der militäriſchen Behörden nicht einmiſchen dürfe, ſondern
daß es ſich für ihn nur darum handle, die Maßnahmen zu „verteidigen“,
die von den Beamten ſeiner Verwaltung getroffen ſeien. Am Schluſſe
polemiſierte der Miniſter gegen die Ausführungen des Abg. Adolf
Hoffmann (U. Soz.) vom Dienstag, die ſeiner Meinung nach von
einem Maß von Unverſtändnis zeugen für das, was in dieſer „großen
Zeit“ notwendig ſei.

Auch die übrigen Redner des Hauſes, der konfervative Abg. v. d.
Wenſe und der freikonſervative Abg. v. Woyna beſchäftigten ſich
mit den Ausfällen Adolf Hoffmann, der ſich in mehr als dreiſtündiger
Rede über alles mögliche verbreitet hatte. Die Angriffe, die er bei
dieſer Gelegenheit gegen die alte ſozialdemokratiſche Partei gerichtet
hatte, riefen unſern Genoſſen Hirſch auf den Plan, der erklärte, daß
er zwar bisher zu den Angriffen der Unabhängigen ſtillgeſchwiegen habe,
weil er es nicht für ratſam halte, Streitigkeiten der beiden Fraktionen
von der Tribüne des Dreiklaſſenparlaments herab zum Auskrag zu
bringen. Aber die Anwürfe Hoffmanns vom Dienstag ſeien ſo uner-
hört, daß es unmöglich ſei, dazu ſtill zu ſchweigen. Herr Hoffmann
habe ſich als Apoſtel der Wahrheit aufgeſpielt, in Wirklichkeit aber über
die alte ſozialdemokratiſche Partei die gröbſten Unwahrheiten
verbreitet. Dazu habe er ſich in unglaublichen Beſchimpfungen er
gangen. Wahrſcheinlich habe Hoffmann nachweiſen wollen, daß er
und feine Freunde tatſächlich unabhängig von jeder Vernunſt ſeien oder
aber er habe den Beweis dafür erbringen wollen, daß er Wert darauf
legt, ſich von niemanden in Geſchmackloſigkeit übertrumpfen zu laſſen,
Bedauerlich ſei es nur, daß die Unabhängigen Sozialdemokraten in einer
Zeit, wo alles darauf ankomme, daß die freiheitlichen Elemente des
Volkes ſich zum Kampf gegen die Reaktion zuſammenſchließen, der
Reaktion unbewußt Helfersdienſte leiſteten.

Die Debatte endete mit der Annahme des Antrags Fuhrmann
über die politiſche Betätigung der Beamten in der von der
beſchloſſenen Faſſung. Am Donnerstag beginnt die dritte Etatebe
ratung, für die zwei Tage in Ausſicht genommen ſind. Dann beabſich
tigt das Haus, ſich bis zum 3. Juli zu vertagen.
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Preußiſches Abgeordnetenhaus.
164. Sitzung, Mittwoch, den 19. Juni 1918, 11 Uhr.

Am Mintſtertiſch Dr. Drews.
Der Geſetzentwurf betreffend Errichtung einer Zentralanſtalt zur

Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonglkredits wird in dritter Leſung

angenommen.
Hierauf wird die Beratung des Ekats des Miniſteriums des Junern

ortgeſetzt.
Abg. Korfanky (Pole): Die Verhäliniſſe auf dem Gebiet der

Zenſur und des Belagerungszuſtandes, unter denen wirPolen auch ſchwer leiden e Pierre trotz aller Beſchwerden
ämmer ſchlimmer. Der Reichslag en von ſeinemein en Das Reich iſt in eine A

rigkeiten gemacht. Der Kommandierende Seneral in Breslau ver
bot auch alle Verſammlungen unter freiem Himmel. ſogar mit der
Kanzel wurde. Mißbrauch getrieben, wogegen ich beim Fürft Biſchof
Beſchwerde eingelegt habe. Der Reichskanzler ließ mir auf eine Be-
ſchwerde mitteilen, er hade ſie an die Mililärbefehlshaber weilergegeben.
So können die Generalkommandos ſchalten und walten, wie ſie wollen.
Im Kreiſe Gleiwitz find viele Landwirte wegen angeblich enügender
Ablieferung durch hohe Geldſtrafen und Wegnahme des Viehs gänzlich
xuiniert worden. Das alles ſchreit zum Himmel um Rache.

Miniſter des Jnnern Dr. Drews: Der Abg. Korfanty will den
Belagerungszuſtand als nicht zu Recht beſtehend anerkennen. Viele
ſeiner Angriffe ſind ein Ausfluß dieſes Verneinungswillens. Wenn er
fich ſo ähnlich etwa in Oberſchleſien ausgedrückt hätte, ſo würde dies
geeignet ſein, die öffentſliche Ruse und Ordnung zu ſtören. Entſchieden
proteſtieren muß ich gegen die Behauptung, daß im Bureau eines Amts-
vworſichers in Oberſchleſien die Leute geprügell wurden, ebenſo dagegen,
daß enem Eigentümer ſein Vieh weggenommen und einem Beamten
gegeben wurde. Wir können uns das Treiben der polniſchen Scouts
nicht gefallen laſſen, welche aus den ſchwarz weißen Grenzpfählen
he:auszukommen ſuchen, um großpolniſhe Agitation zu verbreiten.
Wenn Sie die ausgeſtreckte Hand nicht ergreifen wollen, können wir es
nicht andern. Die Ausführungen des Abg. Hoffmann zeugen von einem
großen Maß von Unverſtändnis für das, was in dieſer großen Zeit alle
Herzen Dewegt. Die Leute, di auf die Stimme des Abg. Hoffmann
hören, werden die Folgen a tragen haben.

Präſident Graf Schwerin -Löwwitz bittet die folgenden Redner, ſich
kürzer zu faſſen, damit die teutige Sitzung nicht wieder 10 bis 12
Stunden dauere.

Abg. v. d. Wenſe (Konſ.): Wir ſind gegen die Schaffung eines
einheitlichen Groß-Berlin, die vorhandenen Gemeinden müſſen in ihrer
Selbſtändigkeit beſtehen bleiben. Was der Miniſter über die politiſche
Betätigang der Beamten geſagt hat, findet unſere Zuſtimmung.Abg. Dr. Lohmann (Rant) jegt dagegen Verwahrung ein, daß die

Wahlreform verſchleppt worden fei. Bei der Beſetzung der Beamten-
ſtellen mit Evangeliſchen und Katholiken ſei die Parität gewahrt
worden.

Abg. Dr. v. Woyna (Freikonſ.): Wir müſſen uns damit abfinden,
daß die Sozialdemokratie ſetzt regierungsfähig geworden iſt. Die Re
gierung ſollte aber die Reden der Sozialdemokraten genau prüſen.
Nach dem, wos Herr Hoffmann uns er geboten hat, muß man
zugeben, daß unſer slter Präſident v. Kröcher recht hatte: Herr Hoff-
mann muß ſtets das Objekt der Geſetzgebung bleiben. (Heiterkeit.) Eine
Auflöſung des Landtages würde an der politiſchen Lage nichts ändern.
Der neue Landtag würde noch viel konſervativer ſein.

Abg. Kanzow (Vp.): Es iſt unverantwortlich, wie Herr Hoff
mann geſtern mit dem Feuer ſpielte. Aber es iſt auch unglaublich,
daß der Polizeipräſident von Magdeburg dem Abg. Braun ver
boten hat, dort über die Wahlrechlsvorlage zu reden. Wir müſſen
in Preußen ein Wahlrecht haben, das ein getreues Spiegelbild der
Volksſeele gibt. Redner beſpricht dann noch die Zunahme der Ver
brechen in Preußen, namentlich der Einbruchsdiebſtähle in Berlin.

Abg. Linz (Zentr.) richt die letzte Reichstagswahl in Gleiwitz,
bei der Korfanty von den Sozialdemokraten unterſtügt worden ſei.

Abg. Hirſch (Soz.):
Die Gemeinden konnten ihren gewaltigen Aufgaben im Kriege nur

gerecht werden durch die Mitarbeit der ehrenamtlichen Kräfte. Um die
großen nach dem Kriege bewältigen zu können, muß das
regktionäre Wahlſoſtem beſeiligt werden, damit alle Kräfte des ganzen
Volks für das Geſamtwohl herangezogen werden können, und es müſ
ſen dann auch die Einſchränkungen der Selbſtverwaltung fallen. Eine
r Gemeinde kann nur wirken in einem freien Staat; deshalb iſt das

und O einer jeden Reform der Gemeindeverfaſſung die Reform des
Londlagswahlrechts, die nur beſtehen kann in der w des all
gemeinen gleichen geheimen und direkten Wahlrechts. Jſt dieſe Reform
durchgeführt, dann wird der Landtag an die zeitgemäße Geſtaltung der
Provinzial-, Kreis- und Landgemeindeordnungen herantreten müſſen.
Daraus ergibt ſich die dringende Notwendigkeit, die Wahlreform mög-
lichſt ſchnell durchzuführen. Daß das in dieſem Landtag nicht möglich
iſt, darüber ſollte ſich die Regierung klar ſein. Nach a Meinung
hat die Regierung durch ihr Zögern dazu beigetragen, daß die dringend
notwendige Reform immer weiter hinausgeſchoben wird. Die Ent-
behrungen würden leichter getragen werden, wenn das Volk ſich als
wirklich gleichberechtigt fühlen könnte. Heute iſt die Stimmung da
durch beherrſcht, daß es weniger Brot, mehr Steuern und kein Wahl
recht gibt. (Sehr wahr! links.) Nichts wird ſo ſehr zur Hebung der
Volksſtimmung beitragen, als wenn das Volk ſieht, daß die Zeit der
Bevorzugung beſtimmier Klaſſen vorbei iſt. (Zuſtimmung links.)

Der Januarſtreik iſt hier vielfach als Landesverrat bezeichnet wor-
den. Das er kein Landesverrat war, iſt für jeden vorurteilslos Den-
kenden klar. Der Streik hätte niemals ſeinen Umfang annehmen kön-
nen, wenn nicht der Boden dafür vorhanden geweſen wäre. Die
Agitation der Paterlandspartei, gerichtet gegen die Reichstagsmehrheit,
die für den Verſtändigungsfrieden eingetreten war, erbitterte die Maſ
zen, zumal die Vaoterlandspartei einen Frieden fordert, der nur durch
weitere Verlängerung des Krieges und durch Vergrößerung der Not
des Volks ins Unerträgliche erreicht werden könne. Dazu kamen noch
die Ernährungsſchwierigkeiten. Der Abg. Ad. Hoffmann hat meiner
Partei Arbeiterverrat vorgeworfen. Mit dem Ausbruch des Streiks
hatte die Sozialdemokratie nicht das geringſte zu tun. Die Flugblätter
vor Ausbruch des Streiks enthielten die maßloſeſten und heftigſten Be
ſchimpfungen meiner Partei. Trotzdem wandten ſich die Streikenden
an den Parieivorſtand und dieſer hat nur ſeine Pflicht erfüllt, wenn er
in die Streikleitung eingetreten iſt. In Bayern hat man uns dafär Dank
gewußt. Während der Staatsſekretär Wallraf nur mit Abgeordneten
verhandeln wollte, erklärte ſich der Reichskanzler bereit, mit Abgeord
neten, mit Vertretern der Generalkommiſſion und mit Vertretern der
Streikenden zu verhandeln. Die Weigerung der Unabhängigen, mit
der Generalkommiſſion gemeinſam zu verhandeln, vereitelte einen Er
folg des Streiks. Ein eigenartiges Schlaglicht auf die Unabhängigen
wirft es übrigens, daß ſie, die uns Regierungsſozialiſten nennen, wohl
mit der Regierung, aber nicht mit der Generaſtommiſſion vorhandeln
wollen. Angeſichts dieſer den Tatſachen entſprechenden Schilderung
iſt es ein ſtarkes Stück, wenn Herr Hoffmann uns Arbeiterverrat vor
zuwerfen wagt. (Lebh. Zuſtimmung b. d. Soz.)

Und nun noch ein Wort an Herrn Hoffmann und ſeine Freunde
Es iſt das keine angenehme Aufgabe. Jch habe es trotz aller Pro
vokationen bisher vermieden mich hier mit den Unabhängigen aus
einanderzuſetzen, denn ich wollte der Welt nicht ein ſolches Schau
ſpiel geben. Wenn ich heute dieſem Grundſatz untreu werde, ſo
weil die geſtrigen Ausführungen des Herrn Hoffmann mich
zwingen. Er hat ſich geſtern ſelbſt übertrumpft. (Sehr wahrſ)
Jn de Leipziger Allerlei (Heiterkeit), das er uns aufgetiſcht hat,
hat er ſich als Prediger der Wahrheit hingeſtellt. Möglich, daß er
den Mut hat, dem König die Wahrheit zu ſagen; was er dem Hauſe
geſ hat, iſt das Gegenteil von Wahrheit. (Sehr richtig! b. d.Se Er wagte zu behaupten, die Wahlrechtsvorlage ſei in der
Kommiſſion von allen einſchließlich der Regierungsſozialiſten ver

delt worden. Das iſt eine grobe Unwahrheit. (Zuruf Abg.
aun: Eine Lüge Wir find in der Kommiſſion eingetreten

für die Erweiterung des Wahlrechts, für die Herabſesung der
Altersgrenze, für das Frauenwahlrecht, für Beſeitigung des Herren
hauſes für die Gewährung von Sitz und Stimme an Arbeiter. Auch

die Unabhängigen hätten, wenn fie in der Kommiſſion vertreten
geweſen wären und die Intereſſen der Arbeiter hätten wahrnehmen
wollen, eine andere Taktik gar nicht einſchlagen können. Heer
Hoffmann kennt entweder den Verlauf der Kommiſſionsverhande
lungen nicht oder er ſpricht wider befferes Wiſſen. (Lebh. Zuſt.
links.). Hier im Plenum haben übrigens die Unabhängigen in der
Wahlrechtsfrage ebenſs geſtimmt wie wir, nur in der Frage des
Verhältnis ſyſtems haben fie eine andere Stellung eingenom
men und außerdem haben ſie die Zuſatzſtimme für die Kriegs
teilnehmer geſtimmt. (Hört, links.). Herr Hoffmann ſagte
weiter, wir wollten uns auf keinen Preis ausſ laſſen, ſon
dern wir nehmen alle reaktionären Zumutungen Was haben
wir hingenommen. wir nicht im Gegenteil alles getan, umHaben
die Reaktion zu bekämpfen? (Sehr wahr! links.) Aber wo waren
die Unab als es galt, die Not des Volkes zu lindern Was

Arm in Armhaben Sie getan, um den Frieden herbeizufülhren t
mit den Konſervativen haben Sie gegen die Friedensreſolution ge
ſtimmt, zuſammen mit den Konſervativen haben Sie gegen die erſte
Kriegsgewinnſteuer und gegen die Novelle zum Vereinsgeſetz e
ſtimmt. Das ſind Tatſachen. Und angeſichts dieſer Tatſachen hat
Herr Hoffmann, nachdem er Behauptungen aufgeſtellt hat, die mit
der Wahrheit nicht in Einklang zu bringen ſind, noch den Mut,
ſich als Apoſtel der Wahrheit hinzuſtellen. Es wäre verlockend,
mich noch weiter mit Herrn Hoffmann zu beſchäftigen. Wenn ich
das nicht tue, ſo geſchieht das aus Gründen volitiſcher Reinlichkeit.
(Sehr gut! b. d. Sogz.). Wer meine Freunde, wie es Herr Hoff
mann geſtern getan hat, der Zuhälterei bezichtigt, wer davon ſpricht,
daß wir das ſaubere Geſchäft betreiben, den Herrſchenden bei der
Bemogelung der Arbeiter Helfersdienſte zu leiſten, wer uns vor
wirft, wir hätten Hehlerdienſte geleiſtet, wir hätten bei der Be-
mogelung der Arbeiter Schmiere geſtanden und wer ſich ähnlicher
Ausdrücke bedient, die dem Kaſchemmenjaurgon entſtammen, der
zeigt damit, e wirklich unabhängig von jeder Vernunft ift oder
daß er ſeinen Ehrgeiz darin erblickt, ſich in Geſchmackloſigkeit bon
niemand übertrumpfen zu laſſen. (Sehr richtig! b. d. Soz.). Das
eine aber ſollte auch Herr Hoffmann einſehen, daß es nichts Törich-
teres und nichts Verbrecheriſcheres gibt, als in der heutigen Zeit, wo
es gilt, eine gemeinſame Front gegen die Reaktion zu bilden, fort
geſetzt gegen links zu kämpfen. Anſtatt dafür zu ſorgen, daß alle
Freunde wirklichen Fortſchritts und wirklicher Freiheit ſich zu einer
einheitlichen Phalanx zufammenſchließen, leiſtet er Herrn. v. Hehyde-
brand Helfersdienſte. Daß die Arbeiter dafür kein Verſtändnis
haben, zeigen die Wahlergebniſſe. Die Arbeiter wenden ſich von
Jhnen ab, weil ſie politiſch reifer find. (Sehr richtig! b. d. Soz.).
Jm übrigen mögen Sie von jetzt an gegen meine Freunde und mich
ſagen, was Sie wollen. Jch halte es mit dem Dichter:

Keift nur zu,
Feſt im tiefſten Seelengrunde
Lebt mir in der bängſten Stunde
Unerſchütterliche Ruh'!

(Lebh. Beifall b. d. Soz.)
Abg. v. Trampczynſki (Pole) weiſt die Angriffe des Abgeord

neten Woyna zurück.
Ein Schlußantrag wird angenommen. Angenommen wird ein

Antrag Liebert (Natl.) auf Bereitſtellung weiterer Mittel für
die und verwahrloſte Jugend. Angenommen wird auch
ein Antrag Fuhrmann (Natl.) auf Sicherſtellung des Rechts der
Staatsbeamten zur politiſchen Betätigung, wobei jedoch unterſagt
wird, auf dienſtlichem Wege oder innerhalb der Dienſträume zurBetätigung für politiſche Varteien aufzufordern.

Damit iſt die zweite Beratung des Staatshaushaltsplans er
ledigt. Einige Bittſchriften werden ebenfalls erledigt.

Das Haus vertagt ſich. Donnerstag 11 Uhr: Dritte Leſung
des Haushaltplans.

Schluß 434 Uhr.

Oeſterreichiſcher Heeresbericht.
r5 den 1918. wirdHeeresgru Boroevie erkämpfte in Bordringen neue Verielle Der Aen Foſetfa wurde

an einigen Punkten überſchriiten; der du ſeßle alles daran, unſer
Vordringen zu hemmen. Auf en umen werden Gefangene zahl
reicher zuſammengewürfelter Verbände eingebrachi. Heflige feindliche
Angriffe, die namentlich beiderſeits der Bahn Oderzo-Treviſo mit großerZähigkeit geführt wurden, brachen unter ſchweren Veri l in
unſerem Feuer, keils im Nahkampf zuſammen.

Die Diviſionen des Generaloberſten Erzherzog durch
ſteßzen bei Seville am Südfuße des Moniello mehree italie-
niſche Linien Die Zahl der Gefangenen erhöhte ſich.

An der Gebirgsfronf waren die von uns am 15. ommenenStellungen zwiſchen Piave und Brenka und ſüdöſtlich von Mag aber-

mals das Fiel erbitlerler Anſtürme. Der Feind vermochte roh großer
Oxfer nirgends Vorteile zu erringen. Auch auf dem Doſſo Ulfe ſiießjen
die Italiener immer wieder vergeblich vor.

An der Tiroler Weſtfront Artilleriekämpfe.
Der Chef des Generalſtabes

De rot r
v

Geleitzügen
Dampfer ir rkwirkung der r 99 mer hen

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.
Siockhoim, *8. Juni. Nach einer Mitteibing an die Reedereien in

Landskrona ſind die ſchwediſchen Dampfer Agnes von ungefähr 1400
BRT. und Phyllis von ungefähr 1000 BRT. auf der Fahrt zwiſchen
Hull und Blyth verſenkt worden.

Bern. 18. Juni. Die Pariſer Chicago Tribune meldet aus
Reuyork vom 13. Juni, daß der norwegiſche Dampfer Vindeggen
und Hendrecklund an der Küſte von Virginia von Tauchbooten ver
ſenkt wurden.

Wieder eine zum Tode verurteilte Spionin.
Die Internationale Korreſpondenz berichtet: Die Todesurteile gegen

Spioninnen in Frankreich beanſpruchen demnächſt eine eigene Rubrik.
Damit man nicht annimmt es handle ſich um die erſt vor ein paar
Tagen gemeldete Nachricht, die eine Kriegerwitwe betraf, ſei auch hier
der Name der in Grenoble dieſer Tage Verurteilten genannt: Sidonie
Ducret, 21 Jahre, früher Kammerzofe in Genf.

Peru und Shile beſchlagnahmen deutſche Schiffe.
Juni. Aus Waſhington wird gemeſdet: Peru

Das Urteil bedarf indeſſen noch der Zuſtimmung

19.
und Chile ſequeſtrieren deutſche Schiffe

Neue amerikaniſche Kriegskredite.
ag, 19. Juni. Aus Waſhington wird gemeldet: Das Ab-wer hat 1762 e be für den Schüffeban und 50

Kumioren Dollar für den Krie des Präſidenten Liilſon ve
willigt.

Keine Erlaubnis für Troelſtra.
5 19. Juni. Heute teilte der liſche Geſandte im Hong

Troelſira mit, daß ſeine Regierung keine Erlaubnis erteilt
ev Troelſtra nach Engländ refſſe, da ſie den Widerſtand
er e n Seeleute bef

erung den Einfluß des von denſo! O nicht die engliſche
d Mittelmächte inſtrui Troelſtra mehr fürchtet als

Die iriſche Homerule.
Bern, 20. Juni. Das engliſche Parlament hat ſeine Sitzungen

wieder onnen, ohne daß die iriſchen Nationaliſten nach Weſtminſter
zurückgekehrt waren. Der Vertreter der Regierung Bonar Law wurde
von einem Kreuzfeuer von Fragen wegen der Homerule überſchüttet,
verweigerte aber jede Antwort.

eldungen aus Irland beſagen, daß dort der Einfluß der Sinn
feiner zunehme.

Drakoniſche Strafen in den Vereinigten Staaten.
Bern, 18. Juni. Bezeichnend für die drakoniſche Art, wie in den

Vereinigten Staaten derzeit jede der Regierung unerwünſchie Kritik
unterdrückt wird, iſt die durch die amerikaniſchen Blätter gehende Mel
dung, nach der der amerikaniſche Sergeant Flentie im Ausbildungs-
lager Camp Devens wegen unpatriotiſcher Aeußerungen zu
30 Jahren Feſen on verurteilt worden ſei, weil er geäußert hätte, die
Den e würden ſich totlachen, wenn ſie unſere Ausrüſtung ſähen.

ew York Evening Poſt vom 21. Mai bemerkt, der Ur
teilſpruch ſei hart, aber man habe offenbar durch exemplariſche Been allem Widerſtand und aller Kritik ein für allemal Einhalt iun

wollen. Auch Major Birkner von der Nebraska Nationalgarde, der
ſich für einen baldigen Friedensſchluß ausgeſprochen hatte, da die Alli-
ierten die Deutſchen doch nicht beſiegen könnten, ſehe einer ähnlich harten
Strafe enlgegen. Dieſelbe drohe aber, ſeitdem Wilſon den Zuſatz zum
Spionagegeſetz unterzeichnet habe, auch allen Ziviliſten, die Anſichten
ähnlicher Art äußerten.

Bern, 18. Juni. Die Pariſer Ausgabe der Chicago Tribune
meldet aus Rockford (Illinois) vom 13. 6.: Der vormalige Attache der
amerikaniſchen Geſandtſchaft in Bern, Allinſon, der wegen pazi
fiſtiſcher Betäligung und offener Krifik der Alliierten und Wilſons ab
berufen worden war, wurde kürzlich in Chicago wegen Vergehens gegen
das Aufruhrgeſetz verhaftet und vom für ſchuldig he-
funden. Das Gericht erklärte ſich für Freih h auf Lebenszejl.

ilſons.

Fim Larkin verhaftet.
Haag, 19. Juni. Aus London wird gemeldet: Jim Larkin,

der Leiter der Arbeiter, der vor etwa ſechs Jahren den Sireik in
Jrſand geleitet hat und nach dem Mißglücken dieſes Streiks nach
Amerika ausgewandert iſt, wurde in Neuyork verhaftet. Daily Tele
guaph erfährt, daß er ſich als den Präſidenten der neuen iriſchen Re
publik“ ausgegeben hat. Die Polizei verhaftete ferner Correlius Le
hane, der durch Larkin als „Geſandter“ in den Vereinigten Staoten
ernannt worden iſt. Sie werden beſchuldigt, aufrühreriſche Flugichriften
verbreitet zu haben.

Die Meldung klingt ſehr engliſch!

Sämtliche bürgerliche Zeitungen in Moskau
verboten.

Boſel, 19. Juni. Wie Havas aus Moskau meldet, wurden infolge
der Erklärung des Kriegszuſtandes in Moskau durch eine Verfügung
des r Dniſſars für den Krieg ſämtliche bürgerliche Zeitungen
verboten.

Schwediſche Tonnage für die
lliierten.

Amſterdam, 18. Juni. Reuter meldet amtlich: Wie bekannt, fanden
ſeit einigen Monaten in London Beſprechungen zwiſchen den Ver
tretern der verbündeten Regierungen, einſchließlich den der Vereinigten
Staaten, und der ſchwediſchen Regierung ſtatt. Dieſe Unterhandlungen
haben nun ihren Abſchluß gefunden und zu einem Abkommen zwiſchen
den intereſſierten Staaten geführt, das von der ſchwediſchen Regierung
unterzeichnet und bekräftigt worden iſt. Danach wird eine Anzahl
ſchwediſcher Schiffe von insgeſamt 400 000 Tonnen in den Dienſt der
Verbündeten übergehen. Weiter werden den Alliierten Kredite in
Schweden eröffnet und die Ausſuhr ſchwediſchen Eiſenerzes nach den
kriegführenden Länder geregelt. Die Einfuhr von ſchwediſchen Holz-
ſchnitzeln P Papierbereitung nach England fällt ebenfalls unter die feſt
geſetzten Bedingungen. Die verbündeten Regierungen ihrerſeits ver

flichten ſich, der Einfuhr beſtimmter Mengen Lebensmittel und anderer
rtikel, die für den ſchwediſchen Handel und die Jnduſtrien erforderlich

ſind, Erleichterungen zu gewähren. Die Ausfuhr von den verbündeten
Ländern nach Schweden wird jedoch einer Kontrolle unterliegen. Ferner
werden Bürgſchaften aufgeſtellt, um die Weiterleitung ſowohl der impor-
tierten Artikel ſelbſt, wie der daraus angefertigten Produkte oder Ge-
genſtände gleicher Art nach den feindlichen Ländern zu unterbinden. Die
Unterhandlungen wurden von ſchwediſcher Seite von dem Geſandten in
London, Maro Wallenberg und dem beſonders entſandien Vertreter
der ſchwediſchen Regierung, G. Carſſon, geführt.

Forderungen der Labour Parttyt.
Geuf, 19. Juni. Der Progres meldet: Die in London bevorſtehende

Konferenz der Labour Party verlangt die Nalionaliſierung des Acer
bodens und T nduſtrien, B An des das weibliche Wohlrecht, Anwendung des föderglen Syſtems für ottland und
Wales, Gewährung der Homerule laut der Dubliner Konzeſſion, ſowie

des politiſchen Verfrages wit den Konſervaſiven
alen

Einrichtung eines ukrainiſchen
Nahrungsmittelrats.

Regelung der Aufbringung und Ausfuhr nach den
Mittelmächten.

Kiew, 17. Juni. Der deutſche und der öſterreichiſch-unga-
riſche Botſchafter unterzeichneten heute gemeinſchaftlich mit
dem ukrainiſchen Miniſterpräſidenten ein Abkommen aber die
Einrichtung eines ukrainiſchen Nahrungsmittelrats, der für
das ganze Gebiet der Ukraine einheitlich die Aufbringung
der Nahrungs und Futtermittel zu regeln und die Verſorgung
W n en de h Truvpen, der Städte und der

Duſtriezentren der Ukraine ſowie die Ausfuhr nach denttelmächten zu übernehmen hat. ſah u

Schweden weiſt engliſche Gewerk
chaftsSendlinge aus.

Chriſtianig, 18. Juni. (Reuter.) Miſter Chambers
und Kaitaen Tupper von dem Verband der Seeleute
wollten nach einer erfolgreichen Konferenz in Kopenhagen am
13. Juni nach Schweden gehen, um mit den ſchwediſchen See
leuten über einen neuen internationalen Ver
z n m Bei ernſt in Gothenburg

angewieſen, S mit dem nächſtenZuge zu verlaſſen. so
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Politiſche Aeberfſicht.
Deutſches Reich.

Abgeordnete beim VReichskangler.
Am Mittwoch hat von 3 Uhr nachmittags bis gen 8 Uhr

abends eine vertrauliche KonfetenM z rheitsparteien des Reichstages änt den Welche tomgſer

Grafen von Hertli b General Graener aus der Ukraine
und dem Reichskommiſſar für Kurland und Litauen, Freiherrn
von Falkenhauſen, über dieOſten ſtattgefunden. Fragen der beſetzten Gebiete im

Das deutſch öſterreichiſche Bündnis und die
polniſche Frage.

ei dem Beſuche des Barons Burian wurde bekanntlich vondeutſcher Seite darauf hingewieſen, daß die olniſche r
Hegenſtand der Beſprechungen ſei, weil man in Berlin auf dem Stand-
punkt ſtehe, daß zunächſt alle die Fragen erledigt werden ſollten, die mit
der angeſtrebten Vertiefung des öſterreichiſch- deutſchen Bündniſſes zu
jammenhingen. Nun hat die Neue Freie Preſſe in Wien Jnformationen
erhalten, nach denen man in Wien die Löſung der polniſchen Frage als
einen Teil des ganzen Problems der Vertiefung des Bündniſſes anſieht.
Man ſei in Oeſterreich der Anſicht, daß eine endgültige Einigung über
den r den Waffenhund und über die Wirtſchaftsfragen
ein Einvernehmen über das poinlſche Problem zur Vorausſetzung habe.

Spaltung der Nationalliberalen Partei
In der nationalliberalen Portei geht der Kam f um die

Hrientierung weiter. In den Deutſchen Stimmen hatte der orſitzende
der nationalliberalen Reichstagsfraktion, Dr. Streſemann, die
Meinung geäußert, daß der augenblicklich in der Partei herrſchende Zuſtand auf die Dauer „unerträglich“ ſei. Dazu meldet ſich nun Herr

Fuhrmann, der den Flügel vertritt, gegen den ſich dieſe Ausführungen
des Herrn Streſemann ganz beſonders wendeten, in den Berliner
Neueſten Nachrichten zum Worte. Herr Fuhrmann iſt nicht der
Meinung, daß eine Spaltung notwendig ſei. Die Hauptſache ſei, daß
die Partei in der Beurleilung der Kriegspolitik einig daſtehe. Es ſei
kein Zufall, daß die wenigen einfſlußrei Parte lieder, die dieſer
Friegszielpolitik der Partei entgegenarbeiten, zu den „eifrigſten Vor-kämpfern des gleichen Wahlrechts in Preußen gehörten. die Partei

müſſe ſich widerſtandsfähiger gegen das Eindringen pazifiſtiſ Ideen
machen. Es ſcheine, daß Herr Streſemann es auf eine Zertrümmerung
der Partei ankommen laſſen wolle.

Die alte Geſchichte: wer mit den ſchwerinduſtriell-kriegshetzeriſchen
Elementen nicht durch dick und dünn geht, der iſt ein Vaterlandsfeind.
Ob die Methode des Herrn Fuhrmann ſich geeignet erweiſen wird, die
Partei zuſammenzuhalten und die Anhänger des linken e an denren der Wa feinde zu ſpannen, das muß i e Zukunft

en

Ein militäramtliches Annexioniſtenblatt.
Vom ſtellvertretenden Generalkommando des Garde-

korps wird die Gardefeldpo ſt für die im Felde ſtehenden
Truppenteile und die Erſatzformationen in der Heimat heraus-
gegeben. Der Jnhalt dieſes Blattes macht den Eindruck, als
ob es im Bureau der Vaterlandspartei hergeſtellt würde.
Sämmtliche Beſchlüſſe der Vaterlandspartei und des Alldeutſchen
Verbandes werden darin abgedruckt, und es werden den
Soldaten z. B. die folgenden Weisheiten gepredigt:

„Von dem Pflichtbewußtſein des Deutſchen R tags muß
das deutſche Volk verlangen, daß er ſeine Entſchließung vom
19. Juli 1917 preisgibt und, den geſchichtlichen Ereigniſſen folgend,
en Kriegsziel eintritt, das ſich aus der militäriſchen Lage
er e„Daß die Parlamenisreden faſt alle zum Fenſter hinaus-
gehalten werden und etwas anderes bezwecken, als die Förderung
des vorliegenden Geſchäfts, das gehört zu dem politiſchen Lügen
gewebe, das uns umſpinnt und das zerriſſen werden muß. Außer-
dem iſt es zweckwidrig, bei der Beſchlußfaſſung über ſtaatliche
Fragen der Beredſamkeit einen entſcheidenden Einfluß zuzuge
ſtehen. (Aus der Nummer vom 18. Mai.)

Verſtändigung wird für einen beſchönigenden Ausdruck
für die Niederlage erklärt. Die Erhaltung des deutſchen
Beſitzſtandes ſei überhaupt kein Ziel, ſondern ein Troſt im
Unglück. Die Reden des Pfarrers Traub werden für das
Beſte erklärt, was heute auf einer deutſchen Kanzel oder
Tribüne geredet wird. Von der Kanzel hat man den Pfarrer
Traub freilich einſt weggejagt.

Jn dem bekannten Falle des Wilnager „Aufklärungs-
unterrichts“ hat der Kriegsminiſter für ſchleunige Abhilfe ge
ſorgt. Vielleicht ſieht er ſich einmal die Gardefeldpoſt an,
ehe es auch darüber im Reichstag zu einem Skandal kommt.

Steuerpolitik im bayriſchen Abgeordnetenhauſe.
München, 19. Juni. Jn der heutigen Sitzung der Abgeord-

netenkammer führte Finanzminiſter v. Breunig bei der Beratung
über die Se rrdk zur Reform der direkten Steuern u. a.
aus. Das erſte Ziel, die Poſition der bayriſchen Regierung auf
dem Gebiet der direkten Beſteuerung angeſichts der Beſteuerung
im Reich zu ſichern, ſei durch die Vorlage in hohem Maße erreicht.
Unter den der bayriſchen Regierung vorbehaltenen Steuern ver
ſtehe er das Gebiet der direkten Steuern d. h. der fortlaufend
zur Erhebung gelangenden Einkommenſteuer, der Ertrags- und
Vermögensſteuer in der bisherigen bundesſtaatlichen Ordnung.
Einer Ergänzung und dem weiteren Ausbau eiwa der Erbſchafts
ſteuer, des rbeitrages, der Zuwachsſteuer durch das Reich,
ohne daß dabei in das Gebiet der direiten Steuern der Bundes
ſtaaten eingegriffen wird, werde aber unter den gegenwärtigen
Verhältniſſen ſchwer mit Erfolg entgegengetreten
werden können. Er hoffe aber, daß weitere Uebergriffe des
Reichs auf ein Gebiet, welches wie bei der geplanten Mehrein-
kommenſteuer und einer Abgabe von den größeren Vermögen in
enger t bung t direkten bundesſtaatlichen Beſteuerung gehört,
zukünftig unterbleiben.

OeſterreichAngarn.
Die Polen ſuchen Fühlung mit den Deutſchen.

Wien, 18. Juni. Die Deutſch Böhmiſche Korreſpondenz meldet

Von polniſcher Seite iſt bereits die mit dendeutſchen Parteien erfolgt. Die Polen Vilin Koritowſki und
Tarnowſti haben ſich geſtern beim Miniſterpräſidenten v. Seidler
über die Abſichten der Regierung orientiert. Zugleich wurde auch
an die deutſchen Parteien herangetreten, um über die Stim
mung in dieſem Lager aufklären zu laſſen. Der Standpunkt derdeutſchen Parteien ſt daß ſie bereit ſind, mit den Polen Verhand

lungen J wenn entſprechende Erklär über dieKrakauer erfolgen. Baügti der lamentsſeſſion
beſtehen die Deutſchen darauf, ein
u a c iſter für Galizien Dr. von Twar

10. Juni. r n r 3 r.dowsti ſprach ſich in einer Unterredung mit einem Mitarbeiter
der Reuen Freien Preſſe über die Ausſichten der deutſch polniſchen
Verſtändigung hoffnungsvoll aus. Er erklärte die Polenbedauerten ſehr, daß die deutſche tlichkeit die Krakauer
Beſchlüſſe vielfach nicht ände und u aus t habe.di ebungen für eine Verſtändigung zwi Deutſchland und
Polen ſeien ſtark und, wie er beſtimmt hoffe, auch weitgehend.

erungswechſel in dem
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Deutſcher Heeresbericht vom 19. Juni.
wib. Großes Hauptquartier, 19. Juni. (Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

Rege Erkundungstätigkeit der Jufanterie. Teilangriffe des
Feindes am Nieppe- Walde und nordöſtlich von Betihune
wurden abgewieſen. Der Artilleriekampf lebte nur in wenigen
Abſchnitten auf.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Südweſtlich von Dommiers ſcheiterte am frühen Morgen

der Angriff franzöſiſcher Regimenter im Nordoſtteil des Waldes
von Billers-Cotterets. Am Tage mehrfach wiederholter
Anſturm drückte unſere öſtlich von Montgobent vorſpringende
Linie etwas in das Jnnere des Waldes zurück. Jm Clignon Ab
ſchnitt nordweſtlich von ChateauThierry ſtießen mehrere
feindliche Kompanien zum Angriff vor. Sie wurden von unſeren
Vorpoſten abgewieſen.

Artillerie und Minenwerfer belegten mit ſtarken Fenerüber-
fällen die feindlichen Anlagen bei Reims. RNachſtoßende Jnfanterie
abteilungen brachten etwa 50 Gefangene ein.

Geſtern wurden 23 feindliche Flugzeuge und drei Feſſelballons
abgeſchoſſen.

Hauptmann Berthold errang ſeinen 35., Leutnant Veltgens
ſeinen 22. Luftſieg.

Der Erſte Generalquartiermeifter: Ludendorff.

Bulgarien.
Sofia, 18. Juni. (Meldung der Bulgariſchen Telegraphen-

Agentur.) Der König hat Malinow mit der Bildung des
neuen Kabinetts beauftragt.

Soziales.
Die Beamten der Gewerbeaufficht.

J. K. Die Gewerbeaufſicht hat infolge der verſchiedenen Kriegs
wirkungen eine erhebliche Einſchränkung erfahren. Nach einer vom

reußiſchen Miniſter für Handel und Gewerbe herausgegebenen Ueber
cht fehiten im Jahre 1917 im preußiſchen Gewerbeaufſſichtsdienſt 3 Ge

werberäte, 34 Gewerbeinſpektoren und 44 Gewerbeaſſeſſoren, zuſammen
alſo 81 Beamte. Das ſind 25 v. H. aller männlichen Beamten aus-
ſchließlich der Gewerbereferendare. Was letztere anbetrifft, ſo hattenſtatt der regelmäßigen Zahl von 45 Gewerdbereferendaren infolge des

Krieges in der Zeit vom 1. Auguſt 1914 bis 1. Auguſt 1917 nur drei
die Gewerbeaſſefſorenprüfung beſtanden. Der Mangel an vorſchriftsmäßig vorgebildeten Gemerbeoufſichtsbeamten wird alſo auch noch wei-

ter andauern, wenn nicht noch zunehmen. Bis Ende des Jahres 1917
waren 17 Gewerbeaufſſichtsbeamte gefallen, 56 ſtanden, nachdem ſchon

eine größere Zahl, nicht mehr kriegsverwendun wieder ent
laſſen worden waren, noch im Heere, 6 waren in Ste en mit be
ſonderen Kriegsaufgaben übergetreten uſw. Zum kleinen Teil wurden
die fehlenden Arbeitskräfte durch Einſtellung weiblicher Hilfsbeamlinnen
erſetzt. Die Zahl der Afſiſtentinnen ſtieg von 15 im Jahre 1913 auf
49 im Mai 1918. Dieſe müſſen zunächſt einen Ausbildungskurſus
und ſodann eine Probedienſtzeit durchmachen. Die Gewerbeinſpektion
Berlin beſchäftigt allein 15 Aſſiſtentinnen.

Trotz der Beſchränkung der Zahl der Arbeitskräfte wurden den
Gewerbeinſpektionen viele neue Aufgaben zugewieſen, die eigentlich
außerhalb ihres Arbeitsgebieis lagen. Dazu gehören die Zur und
Begutachtung der Anträge auf Zurückſtellung gewerblicher Arbeiter vom
Heeresdienſt oder zeitweiligen laudungen, Gutachten für die Ver
gebung von Heeresauftr die Mitwirkung bei der Arbeitsvermitt-
lung und der Kriegsbeſchädigtenfürſorge, die Verſorgung der Betriebe
mit Lebensmitteln, die Verhütung und Ausgleichung von Lohnſtreitig
keiten in Rüſtungsbetrieben, die durch Kriegsrückſichten geforderte be-
ſondere Ueberwachung der Mühlen, Bäckereien, Sprengſtofflager uſw.

Es iſt kein Wunder, wenn unter all dieſen Umſtänden die geſetz
lichen Aufgaben der Ter die Förderung und Pflege des
Arbeiterſchutzes, leiden mußten. Dem Schaden könnte durch Einſtellung
geeigneter Leute aus dem Arbeiterſtande (Arbeiterkontrolleure) begegnet
werden. Trotz des großen Bedürfniſſes hierfür haben 5 erſt neuer
dings wieder die zuſtändigen Regierungsſtellen ſtreng ablehnend ausge-
ſprochen. Das iſt im Intereſſe des Arbeiterſchutzes ſehr bedauerlich.

Außerordentlicher Verbandstag des
Verbandes der Buchdruckereihilfs-

arbeiter und Arbeiterinnen.
Im Graphiſchen Vereinshauſe in Berlin tagt gegenwärtig der

Verbandstag der Buchdrucereihilfsarbeiter. In die Zeit der Tayung
fälſt das 20jährige Jubiläum des Beſtehens des Verbandes. Sein
letzter Verbandstag fand 1914 in der Friedenszeit ſtatt. Er zeitigte
den Beſchluß der Einführung eines vollſtändig veränderten Verbands
ſtatukes ſowie beſtimmte Richtlinien zur energiſchen Jnangriffnahme
der vom Verband erſtrebten Tarifpolitik. Doch der bald darauf an
brechende Krieg zwang, anſtatt daß auch nur einer dieſer Beſchlüſſe
ausgeführt werden konnte, die Tätigkeit des Vorſtandes und des Ver-
bandes in eine ganz andre Richtung. Das beſtehende Statut mußte in
bezug auf Unterſtützungsrechte der Mitglieder eingeſchränkt. in bezug
auf ihre Beltragspflichten ausgedehnt werden. Die Arbeitsloſenunter-
ſtützung wurde geſtreckt, um jeden der vielen arbeitsſfoſen Mitglieder
etwas geben zu können. Die Krankenunterſtützung wurde eingeſtellt, das
Verbandsorgan wurde verkleinert, ein Exkrabeitrag wurde eingeführt,
und erſt ſpäter konnte die Krankenunterſtützung wieder aufgenommen
und das nen beſchloſſene Statut in Kraft geſeht werden. Heute nun
beſchäftigt den Verbandstog wiederum eine Reform der Bei-
tragsſtaffeln. Der darin weiteſtgehende Antrag iſt der des Vor-
ſtandes, der Staffelbeifräge nach ſechs Klaſſen, und zwar von 40 Pf.
bis 1.10 M. pro Woche vorſieht: er wird unierſtützt von Anträgen ver-
ſchiedenen Filiolen ziemlich gleichlautender Art.

Die faſt noch wichtigere Aufgabe des Verbandstages aber iſt die
Stellungnahme zu den Tarifſchwierigkeiten, mit
denen der Verband fortgeſetzt zu kämpfen hat. Er hat zwar Teuerungs-
zulagen durchgeſetzt, was mit der zunehmenden Teuerung ja auch gar

nd mehr zu r n war, aber hat zen das nenanſpruchende e ntgegenkommen allgemeinen
nicht gefunden. Es ſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß in dem Gewerbe der
Buchdrucker, das die beſtausgebaute Tarifgemeinſchaft iſt, das Hilfs-
e über kleine Tarifanſätze nicht hinausgekommen ſſt, trotzdem alle

rbedingungen zu erweiterten Abſchlüſſen vorhanden ſind. Es geht
eine e Unzufriedenheit durch die Reihen der Hilfsarbeiterſchaft,
die ein Anrecht darauf hat, daß auch ſie zu ihrem Teil in der Arbeit ſo
anerkannt und entlohnt wird, wie es für die Gehilfen im Gewerbe zu
verzeichnen iſt. Der außerordentliche Verbandstag wird die Entſchei-
dung in dieſer für ihn rage zu treffen haben, und die gut
er Diſziplin der Kollegenſchaft bürgt dafür, daß, wenn auf fried
li Wege nichts zu erreichen iſt, dann auch andre Wege gefunden

Die erwähnten „Sicherungen“ und „Streckungen“ der Geldmittel
führten zu einer Finanzgebarung, daß der Verband heute mit
einem beſſeren Kaſſenbeſtand als vor dem daſteht. s Ber

das am 1. A 9 en e h e h h a nAm Sonntag hielt der m dre ſeine erſte Sitzung ab. Die
Verbandsvorſitzende Frau Paula Thiede (BVerlin), beionie in ihrer

daß die unhaltbare Situation dem Tarifgebiet dieſe
notwendig gemacht habe. Die Arbeitgeber ſind nicht zu bewegen,

der Hilfsarbeitern einigermaßen angemeſſene Teuerungszulagen zu ge
währen. Sie gedachte der im Felde gefallenen Mitgüeder, des ver

orbenen V des rhandes, Emil Döblin, Werſtorbenen Vorſttzenden h
bisher auf allen Verbandstagen als Vertreter des
verwandten Berufs mitgewirkt hat.

Gloth (Verlin) begrüßle den Verbandstag im Ramen der Ber
ſiner Kollegen. Er erinnerte daran, daß der Verband jetzt gerade

ig Jahre beſteht, und daß er während dieſer ganzen vonder Vorndenden Paula Thiede mit Umſicht, Sachkenntnis und in r

Hi an die Intereſſen der Kollegen geleitet worden iſt, wofür Frau
Thiede an dieſer Stelle der Dank der Kollegen ausgeſprochen werde.
Weitere Begrüßungsreden hielten der Vertreter der öſterreichiſchen
Bruderorganiſation, Mühlberger (Wien), der Vertreter des Deutſchen
Buchbinderverbandes Harder, der Vertreter des Verbandes der
Lithographen und Steindrucker, Haß der Vertreter des Buchdrucker
verbandes, Graßmann.

rau Paulag Thiede, die durch Krankheit verhindert iſt, wie ſonſt
die Verhandlungen zu leiten, wurde der Ehrenvorſitz übertragen. Als
Dahi dende des Verbandstages wurden Gloth und Pucher (Berlin) ge
wählt.

Am Montag begannen die eigentlichen Verhandlungen mit der Er
ſtattung des Geſchäfts und Kaſſenberichts.

Die Verbandsvorſiende Paula Thiede (Berlin) gab einen
Ueberblick über die Verhältniſſe der Organiſation während der Kriegs
jahre und die Mitgliederbewegung.

Mit der Haltung und der Taktik der Generalkommiſſion hat ſich die
Verbandsleitung einverſtanden erklärt und hierin die Zuſtimmung des
größten Teils der Mitglieder gefunden. Differenzen über Streitfrogen,
wie ſie aus Anlaß der Kriegspolitik in andern Gewerkſchaften zutage
getreten ſind, liegen bei uns nicht vor.

Der Kaſſierer Lodahl (Berliy) bezeichnete die finanzielle Lage
des Verbandes als befriedigend. Der Kaſſenbeſtand erlitt im erſten
Kriegsjahre infolge großer Unterſtützungsousgaben gewiſſe Erſchütte-
rungen. Durch Einführung von Extrabeiträgen trat ſedoch eine Veſſe
rung ein, derart, daß das Verbandsvermögen, welches am 1. Auguſt
1914 164 000 M. betrug, und bald danach auf 115 000 M. gefallen war,
am Schluß des Jahres 1917 auf 215 363 M. geſtiegen iſt. Jn den
Jahren 1914 bis Ende 1917 wurden ausgegeben für Arbeitsloſenunter-
sune 205 772 M. Davon kommen auf das erſte Kriegsjahr 159 819

ark, auf das zweite 33 832 M., das dritte 8811 M. und das vierte
3309 M. Die Krankenunterſtützung erforderte in den vier Jahren
97 529 M., die Kriegsunterſtützung 70 021 M., die Streikunterſtüßzung
2054 M., die Gemaßregeltenunterſtützung 748 M.

Gegen die Tätigkeit des Vorſtandes wurden keine Einwendungen
erhoben. Ein Redner wünſchte, daß die gelernten Arbeiter mehr für die
Organiſierung der Hilfsarbeiter tun ſollten. Darauf entgegnete Graß
mann als Vertreter des Buchdruckerverbandes, daß ſeine Organiſatlön
ſeit jeher die gewerkſchaftliche Schulung der Hilfsarbeiter zu fördern
ſuche, was aber manchmal durch das Verhalten der Hilfsarbeiter er
ſchwert werde. Jn ähnlichem Sinne ſprach auch Ha ß als Vertreter des
Verbandes der Lithogrophen und Steindrucker. Hauptſächlich drehte
ſich die Diskuſſion um mehrere Antröge, welche ſtatt des achttägigen et
vierzehntägiges Erſcheinen des Perbandsorgans fordern. Für die An
träge wurden Sparſamkeitsrückſichten geltend gemacht, während auf
der andern Seite betont wurde, daß ſede Einſchränkung des Blattes di
Intereſſen der Organiſation gefährden müſſe. Einer Kommiſſion wurde
die Berechnung der Herſtellungskoſten des Blattes übertragen und die
Beſchlußfaſſung über die Anträge ausgeſetzt.

Dem Verbandsvorſtand wurde einſtimmig Entklaſtung erteilt.

Aus aller Welt.
Schreckenstat einer Mutter. Aus bisher nicht aufgeklärten

Grunde hat die 24 Jahre alte Portierfrau Anaſtaſig Dombinſki
in Schöneberg ihr zweijähriges Söhnchen aus dem Fenſter der
fünf Treppen hoch gelegenen Hofwohnung, wo ſie zu Beſuch
weilte, auf den Hof hinabgeworfen und ſich dann ſelbſt
aus dem Fenſter geſtürzt. Das Kind war e tot. Die
Frau wurde ſchwerverletzt nach dem Krankenhauſe gebracht, wo fie
verſtorben iſt.

S bahnunfall. Mülheim, 20. Juni. Hier entgleiſte
ein voll beſetzter Straßenbahnwagen; er ſtürzte eine hohe Böſchung
herunter. 37 Perſonen wurden verleht; viel davon ſchwer.

Eine ſchwere Kohlſtanbexpleſion. Cottbus, 19. Juni. Die
Blötter melden aus Bockwitz: Eine folgenſchwere Kohlenſtaub
exploſion ereignete ſich am letzten Sonntag früh in der Brikettfabrit
Milly-Grube. Vier Mann waren gleich tot; von den anderen die
ſchwere Brandwunden erlitten, ſind noch ſieben Mann ihren Verletzungen
im Krankenhauſe erlegen.

Schmuggel mit Gold. Thorn, 17. Juni. Auf der Grenz-
ſtation Alexandrowo wurde ein Mann aus Berlin verhaftet, der
30 000 holländiſche Goldgulden (rund 760 000 Mark) nach Polen
zu ſchmuggeln verſuchte. Nach ſeiner Angabe hatte er dabei einen
Gewinn von, 200 000 Mark erzielt. Das Goldgeld wurde der
Reichsbank in Thorn zugeführt.

Egploſion eines Munitionstransporis. Aus Wien wird ge
meldet: Am 14. Juni geriet in der Station Schlöglmühl der Süd-
bahn ein Waggon eines Munitionstransports in Brand, der auf
drei weitere Waggons übergriff und die Exploſion des Jnhalts
zur Folge hatte. Dem ſofortigen tatkräftigen Eingreifen des
Transportkommandanten iſt es zu verdanken, daß ein weiteres
Ausbreiten des Unfalls verhütet wurde und dem ſben kein Men
ſchenleben zum Opfer fiel. Die Erhebungen über ie Urſache des
Unfalles ſind im Zuge, wurden aber bisher dadurch erſchwert, daß
freiliegende ſcharfe Munition geſprengt werden mußte, um nicht
durch den Abtransport weiteren Schaden zu verurſachen.

Vermiſchtes.
NRene Bezelchnungen fEe die neuen Rauchſorien. 1. Marke: Erl

könig Erreicht den Hof mit Müh und Not 2. Marke:
Schillers Glocke der Mann muß hinaus 3. Marke: Petrus
(Er ging hinaus und weinte bitterlich); 4. Marke: Königin (Will immer
ausgehen!); 5. Marke: Heidenröslein (Und der wilde Knabe brach
6. Marke: Schachaufgabe Nach 3 Zügen matt); 7. Marke:Glimmerſchiefer Je länger ſie glimmt, deſto ſchiefer brennt ſie

8. Marke: Kaiſer Friedrich Lerne leiden ohne zu klagen
9. Marke: Bahnwärter Bei jedem Zuge 'raus 10. Markt
Handgranate Anzünden und fortwerfen!

M
Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.

Reis. Am Frei auf Marke 191 des Warenbezugsſcheins 16jede tſeres ne zum Preiſe von g. r drn das
ganze Pfund.

Eier. Frei vormittags von 8--12 Uhr Rr. 57 001--62 000,W von 2—-6 Uhr: Nr. 62001--67 000 der Lebens-
mittelſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Stück
zum Preiſe von 38 Pfennig.

Vackpulver. Freitag, r 8--12 Uhr: Rr. 37 001--62000,
i von 2--6 Uhr Rr. 62 001-—67 000 der Lebensn

m ine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Paket
zum Preiſe von 10 Pf.

Quark. Am Freitag auf Abſchnitt 7 des Einkaufsſcheins über
Molkereierzeugniſſe bei den Kaufleuten Creuzmann, Tal-
r ſund und m 2277 Htrabe S. J xzum Preſſe von aſſenLebensmittel eine Nr. 67001--70 000, aueten die Lebens

mittelſcheine 70 001--71 000 mit den Abſchnitten 6 u. T.

Magermilch. Am Freitag von nachmittags 4 Uhr an auf Ab
ſchnitt 6 und 7 des Einkaufsſcheines über Molkerei-Erzeng
niſſe bei den Milchhändlern Ende, Deligſcher Straße 10 und
Schönherr, Grünſtraße 12. on i Liter zumede ſe12 Pf.z Zugelaſſen ſind die Lebensmittelſcheine Rr. 71001
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Gewerkſchaftliches.
Der Buchbinderverband im Jahre 1917.

Jn der Einleitung des ſoeben erſchienenen Jahresberichts
mimmt der Verbandsvorſtond auf die viel angefeindete Politik der
Gewerkſchaften Bezug und weiſt nach, daß ſich dieſe Politik aus
den Kriegsverhältniſſen und den Eigenintereſſen der Arbeiterſchaft
von ſelbſt ergeben habe. Der Stand des Arbeitsmarktes war ein
günſtiger, weshalb auch die Teuerungszulagen ohne ernſte Kämpfe
durchgeſetzt werden konnten. Dieſe Zulagen belaufen ſich auf ins

ſamt 174 755 M. wöchentlich für 26 101 Perſonen oder durchſchnitt
Kich 11.48 M. für männliche und 5.31 M. für weibliche Beteiligte.
Es wird aber im Bericht unumwunden zugegeben, daß dadurch nur
zum Teil die unausgeſetzt fortſchreitende Teuerung aller Gebrauchs-
gegenſtände ausgeglichen werden konnte, ſelbſt wenn man mit Recht
annimmt, daß neben den Teuerungszulagen, die durch Vertrags-
abſchlüſſe erreicht wurden, noch durch freie Vereinbarungen nam
hafte Lohnerhöhungen erzielt wurden, die in jene Summen nicht
mit eingerechnet find.

Eine Warnung vor politiſchen Streiks ließ der Verbandeévor-
ſtand Ende April 1917 ergehen, der ſich eine ſolche der gleich darauf
ſtattfindenen Gauleiterkonferenz anſchloß. Wahrſcheinlich iſt es
dieſen Warnungen mit zu danken, daß die Mitglieder des Ver-
vandes ſich im Berichtsjahre nicht an politiſchen Streiks beteiligten.

Mit dem Verbande der Buchbindereibeſitzer und dem Bund
der Buchbindertinnungen wurden Arbeitsgemeinſchaften für Kriegs-
veſchädegtenfürſorge und zur Hebung des Berufs abgeſchloſſen, eine
Eingabe an den Reichskanzler zum Schutze des Vereins- und Ver
ſammlungsrechts machte ſich wegen der eigentümlichen Handhabung
der Geſehe durch die Militärbehörden in den öſtlichen Provinzen
notwendig, unter denen auch der Buchbinderverband zu leiden ha
Ein wichtiger Vorgang im Verdbandsleben war die Erböhung der
Beiträge und der Unterſtützungen im betzten Jahresabſchnitt durch
Beſchluß einer Cauleiterkonferenz mit nachfolgender Urabſtimmung.
An der Urabſtimmung beteiligten ſich von rund 20 000 Mitgliedern
0711, von denen 9906 für und nur 708 gegen die Erhöhung
ſtimmten. Das war um ſo erfreulicher, als die Geldlage des Ver-
vandes keine üble war und die Beitragserhöhung in der Hauptſache
deswegen vorgenommen wurde, um bei der geſunkenen Kaufkraft
des Geldes den Mitgliedern an erhöhten Unterſtützungen einiger

maßen das zu vieten, wos fe dor dem Kreege derommen Hatten.
Daneven ſpielte auch die Stärkung der Verbandskaſſe für alle
kommenden wirtſchaftlichen Kämpfe nach Friedensſchluß die erſte
Rolle.

Die gefamten Einnahmen der Hauptkaſſe beliefen ſich auf
413 578 M., die Ausgaben auf 313 198 M. Die Einnahmen und
Ausgaben der örtlichen Kaſſen ſind hierbei nicht eingerechnet. Die
höchſten Ausgaben mußten für die Krankenunterſtützung geleiſtet
werden, danach folgen die für freiwillige Weihnachtsgaben an die
beim Heere befindlichen Mitglieder und für Arbeitsloſenunter-
ſtützung, während die Jnvaliden, Umzugs, Notfall Rechtsſchutz,
Gemaßtregelten und Streikunterſtützung nicht ſo ins Gewicht fielen.
Dagegen mußte für die Hinterbliebenenunterſtützung die Summe
von 13 804 M. geopfert werden, weil auch an die Hinterbliebenen
der gefallenen Heeresangehörigen Unterſtützung gezahlt wurde, ob
wohl das Statut ſolches eigentlich verbrietet. Das an Vermögen
des Verbandes betrug am Jahresſchluß 1547 715 M. Davon waren
enthalten in der Hauptkaſſe 1146 547 M. Guthaben der Verbands
kaſſe in den Zahlſtellen 20 386 M., die Beſtände der Zahlſtellenkaſſen
366 867 M., Unterſtützungskaſſe der Funktionäre 18 913 M. Die
Zunahme des Verbandsvermögens im Berichtsjahre betrug 124 416
Mark. Mit Genugtuung wird konſtatiert, daß die Mitgliederzahl
von 16 552 auf 20 265 ſtieg und auch die Vermögenverhältniſſe ſich
zufrieden geſtalteten. Mit einem Abſchnitt über das Jnternatio-
nale Buchbinderſekretarit, deſſen Verwaltung dem Vorſtande des
Buchbinderverbandes anvertraut iſt, ſchließt der Bericht mit dem
Wunſch, daß ſich die Völker bald wieder des Friedens erfreuen
mögen und dann auch die Pflege der internationalen Beziehungen
gang anders wie im Kriege getätigt werden könnten.

Luftſchiffer und Flieger bei Nacht.
Es iſt ſchwer, ſich eine annähernd richtige Vorſtellung von den

Schwiexigkeiten zu machen, mit denen ein Flug bei Nacht verbunden iſt.
Sie ſind ſelbſtverſtändlich ſehr verſchieden für ein Flugzeug und ein
Luftſchiff, können aber dem Grade nach beiden gleich verhängnisvoll
werden. Schon der Aufſtieg verlangt die Erfüllung beſtimmter Auf-
gaben, die der Flieger allein nicht zu löſen vermag. Das Luftſchiff hat
es zunächſt viel leichter, da es ſchneller vom Boden loskommt, aber
auch, wenn dieſe Loslöſung glücklich von ſtatten gegangen iſt, ſteht ſo

Bekanntmachung.
Die Räude unter den in den Grundſtücken Halber-

ſtädter Straße 14 und Raffinerieſtraße 33 ehaltenen
Schafbeſtänden iſt erloſchen. Die Schutzmaßnahmen find
gufgehoben worden.

der wie der Buſtſchiffer alsbald vor einem Frageg och en er fliegend In welcher Richtung n Ziel?
r kann dieſe Frage durch Beobachtung an gewöhnlichen Gegenſtänden

auf der Erdoberfläche ſelten ſelbſt beantworten, vielmehr muß ihm hier
wie in anderen Fällen ein beſonderes Signalweſen zu Hilfe kommen,
wie es Dr. Alexander Büttner in der Umſchau beſchreibt. Die Flug-
richtung wird durch eine in gerader Linie angeordnete Reihe von Fackeln
oder en oder durch einen Scheinwerfer angezeigt. Der Strahl
eines Scheinwerfers ſcheint ſich durch Einfachheit zu empfehlen, birgt
aber für den Flieger die weitere Gefahr in ſich, daß er durch das
Scheinwerferlicht geblendet und um das unentbehrliche Gleichgewichts-
gefühl gebracht werden kann, deſſen Aufrechterhaltung für ihn über Leben
und Tod entſcheidet. Der Luftſchiffer iſt auch in dieſer Richtung viel
beſſer dran. Auch während des Fluges hat der Flugzeugführet ver-
ſchiedentlich das Bedürfnis, etwas zu ſehen. Die Beobachtung der Erd
ober ohne die der Flug wenigſtens im Kriege meiſt überhaupt
keinen Zweck hätte, iſt ſelbſt bei einem faſt oder ganz mondloſen Himmel
noch erſtaunlich gut. Es laſſen ſich allerhand Helligkeitsunterſchiede
auf. der Erdoberfläche erkennen und richtig ausdeuten. Iſt die Nacht
aber ſo 'dunkel, daß eine durchaus nicht in genügendem
Grade möglich iſt, ſo muß zu einer künſtlichen Beleuchtung der Land-
ſchaft gegriffen werden. Scheinwerfer, die überhaupt nur für Luft

in Frage kommen, ſind zu gefährlich, da ſie den Stand des Luft
s verraten. Treffliche Dienſte haben die ſogenannten Leuchtkminen

getan, die aus dem Luftſchiff oder Flugzeug abgeworfen werden und
erſt während des Falles aufflammen, alſo in einer beträchtlichen und
nicht abzuſchätzenden Entfernung vom Flugzeug. Solche Minen ſind
mit einer fabelhaften Leuchtkraft ausgeſtattet und vermögen die Erd-
oberfläche geraume Zeit tagheſl kilometerweit zu erleuchten. Einfacher,
aber weniger wirkſam ſind Leuchtraketen, die aus der Piſtole abge
ſchoſſen werden, übrigens auch zur Abgabe von Signalen dienen. Neue
Geſahren lauern beim Landen auf den Flieger und Luftſchiffer, und
es iſt die Frage, wer von beiden es dabei ſchwerer hat, falls etwa
noch eine Ungunſt des Wetters dazu kommt. Doch dürfte die Gefahr
auch hier für den Flieger im allgemeinen größer ſein. Erſt vor kurzem
ſind ſinnreiche Beleuchtungsvorrichtungen erdacht worden, die bei der
Landung eine richtige Schätzung gleichzeitig der ſeitlichen und ſenk-
rechten Entfernung ermöglichen. Nur wenn ſich dichter Nebel über dem
Erdboden lagert, verſagen freilich alle Hilfsmittel, und der Flieger
hängt faſt ausſchließlich von ſeinem guten Glück ab.
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Die Ausstellung istEröffnung

Kräſtige Arbeiter
für militäriſche Betriebe in großer Zahl geſucht

täglich von 9 1 vorm.
u. 3--6 nachm. geöffnet

Städtiſches Arbeitsamt,
7 8. i 1918.Halle, den 18. Juni Salzgrafenſtraße 2.Die Polizeiverwaltung.

Bekanntmachung.
Die Kleinhändler werden aufgefordert, ihre Reſt

beſtände an Erbſen, Graupen, Grieß, Kartoffelgraupen
und Reis vom Donnerstag, dem 20. dis Sonnabend,
dem 22. Juni bei den Großhändlern, bei welchen ſie
visher ihre Waren bezogen haben, abzugeben.

Halle, den 19. Juni 1918. Der Magiſtrat.
Bekanntmachung.

Zur Durchführung der Verſorgung der Bevölkerung
mit Frühkartoffeln wird auf Grund des Artikels l S 121
der Bekanntmachung zur Ergänzung der Bekanntmachung
über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und die
Verſorgungsregelung vom 25. September 1915, vom
4. November 1915 (R.-G.-Bl. S. 728) folgendes an
geordnet:

8 1.
Die Verladung von Frühkartoffeln in Waggon

ladungen iſt nur den Jnhabern der von der Provinzial
kartoffelſtelle ausgeſtellten Ausweiskarten geſtattet und
dieſen auch nur inſoweit, als ſie die Transporte zur
Erfüllung der ihnen von der Provinzialkartoffelſtelle
übertragenen Lieferungen ausführen.

9

g 2.
Die Ausfuhr von Frühkartoffeln aus der Provinz

Sachſen nach Orten außerhalb der Provinz als Stückgut,
auf Fuhrwerk oder auf Schiffen iſt nur mit Genehmigung
des Kreiskommunalverbandes zuläſſig.

S 3.,
Wer den in 81 und 2 getroffenen Anordnungen

zuwiderhandelt, wird mit bis zu 6 Monaten
oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft.

Halle, den 19. Juni 1918. Der Magiſtrat.

Zum Einlagern von Kartoffeln
werden vom 1. Juli ab größere Räum-
lichkeiten geſucht; vor allem ſind froſtfreie
große Keller erwünſcht. Es kommen je-
doch auch große Lagerräume und leer-
ſtehende Fabrikanlagen in Frage, in denen
die Anbringung von Heizanlagen möglich
iſt. Gleisanſchluß wird bevorzugt.

Offerten ſind umgehend erwünſcht an
das Stadternährungsamt, Zimmer 17.

Halle, den 19. Juni 1918.

Sonnabend, den 22. Juni

vormittags 11 Uhr Eintritt 20 Pf,
Eintritt Mark 1. für Schülerinnen 10 Pf.

Hapder-Ausstelung für Söunngs-Fürsurge

des Vaterländischen Frauen-Vereins.
Eintritt 1 Mark.

Die Ausstellung et tagnch von 9-1 Uhr vorm. und 3-6 Uhr nachmittags geöffnet.

Eintritt 20 Pfennig für Schülerinnen 10 Pfennlg.
krüf e Vorträge des Herrn Mediztnalrat Dr. Bundt:Iur III „Vehber die Notwendlgkeit der Säuglingspflege mit

besonderer Berücksichtigung der Stadt Halle
und des Herrn Stadtassistenzarzt Dr. Rech: 1289

„Organisation der Säuglingspflege in Hafle“.
Montag, den 24. Junt, abends 82 Uhr im Auditorium Maximum:

Vortrage „Ueber die Chirurgie des Kindesalters“.
Freitag, den 28. Junl, abends 81/2 Uhr im Auditorium Maximam:

V Str. Innere Erkrankungen im Kindesaſter“,
Sonnabend, den 29. Juni, nachmittags 4 Uhr

MUlitär-Konzert im Rurgarten Wlttekind
ausgeführt von der Musik Abtellung des Ersatz-Batasnlons des Landw.-inf.-Regts. Fr. 86.

Eintritt 1 Mark, Kinder 50 Pfennlg.)
Gleichzeitig findet daselbst die Gewinnvertellung der Lotterie

zugunsten der Sauglings Fürsorge statt.
Vaterländischer Frauenverein Hafe.

M. Krause-Dehne Dr. E. SteeknerVorsitzende. Schatzmeister.
Vaterländischer Frauenverein Saalkreis

Sabine v. Krosigk Landrat v. Krosigk Vertikos, Sofas, MatratzenVorsilzenge. Schritttanrer, grohe Rusoehh eneftehtt m r
Vorverkauf der Eintrittskarten zu den Vorträgen und zu dem dodge, Ken Sonnabend: Der Trouba
Konzert in Wittekind zu 1 N. in den Hofmusikalien-Handlungen H. Hothan, dGr. Ulrichstr. 38, und R. Koch, Alte Promenade 1 a. vur.Brennholz ſaßhalt hre

Eichenreiſtg und Knüppel,

1288]

Möbel
ganze Schlatzimmer, einzelne Mödel,

besonders Sofas, Rleiderschränke,

Vertikos, Bettstellen mit Matratzen.

Jetzt sehr große Auswahl.
Auf Wunseh Ratenzahlungen.

N. FuchsMöbel Ausstattungs-Gesehlätt [945

Hanle, Gr. Virichetr. I., II,, II. Et.

Dauernö Parteikrieg
oder Wiedervereinigung.

Erwägungen und e zur Kriſe
in der deutſchen Sozialdemokratie

Von R. Dreſcher.
S Preis 20 Pfennig.

Zu beziehen durch die

CEIIIIIEIIIIIIIIIII
000

Faſt neue echte Art J hdödel alter et Allen
Küchen, Schlafzimmer-Ein- Freitag, den 21. Juni
richtungen, Nußb.Schränke, Ankang 7,30 Uhr. Ende 9,30 Uhr

1287] Der Magiſtrat. den Zentner 3.90 Mark, in Sonntag, den 23. Juni 1918u und einzeln verkauft abends 71 Uhr: [1290

Aufruf l Buer be0 1275] n 9.Maurer und Bauarbeiter e Bunter Abendſucht x wo e S en W en r Fieet (Solo Vorträge)geſn 1284 Kriegspatenſchaft“ richten wir an die Einwohner und Vereine unſererSchönemann Schwarz Stadt die Bitte, ein Jeder nach ſeinen Kräften durch Uebernahme von 13 3 e auch n e n

Turmſtraße 5. 4 t Paul Förſter un Ballett.III
kpr. eGustav Uhlig

Kriegspatenſchaften

Arb eiter und Frauen e e
DieochzeitsreiſeHochsei R. eiſe

verhältniſſen entſprechenden Berufes zu verhelfen. Es können einmalige MuſikwerTr ſrotda- denn i L oder regelmäßige Geldeinzahlungen bei uns auf perrte Sparbücher Leipaiger en
Wer Akten Hiegeie-besolsaſt. der ſtädtiſchen Sparkaſſe gemacht oder abgekürzte Le r z ahnen yn di

bei einer der mit uns in Arbe tsgemeinſchaſt ſtehenden Geſellſchaften e c.

7272 CCTTTTTTTDmburg- Mannheimer Verfſicherungs-Aktiengeſellſchaft,duna, Lebens, Penſions und Leibrenten Ver rungs
geſellſchaft a. G. hier

abgeſchloſſen werden, deren Werber mit einem Ausweis von uns
verſehen ſind.

Auskunft über alle Einzelheiten, auch Meldungen zu Patenſtellenin unſerer Amtsſtelle, Kl. Treinſtre in. ngen zu Patenſt

Freitag, den 21: Juni,
na ttags 31 Uhr
Kup- Konzert

yom [l282
Stadttheater-Orchester.
Leitung: Kapellmeister

Ordentlichen Mann ſucht als

r Bierfahrer MFreybergs Brauerei,
Halle a. S.

die Glocke
Heft 30

im gelten Fieriel,1288]

Wanne knmhetſihnnnnnneenmnnndinininnen Salle, den 3l. Aal 1916. c i die i ars J r
i 1243 Städtiſche KriegshinterbliebenenFürſorge. We ricaat. hört Tun GSerArdeiter, vdonniert auf e Volksstinme! muhäig veltaſimnme, e Se er

Salle, Sr. Ulrichſtr. 27. Dauerkarten sind gotto.
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Halle und Saalkreis.
Halle, 20. Juni 1918.,

Rationierung der Wohnräume.
Zur Bekämpfung der Wohnungsnot.
Von einem unſerer Mitarbeiter gehen uns folgende ſehr be

achtenswerte Anregungen zu:
Die behördliche Rationierung der Waren, die der gegen-

wärtigen Kriegswirtſchaft ihren Stempel aufdrückt, verfolgt be
kanntlich den Zweck, die Bedarfsbefriedigung der bemittelten
Schichten zugunſten der unbemittelten Schichten einzuſchränken.
Würde die Möglichkeit des Kaufens und Verbrauchens der not
wendigen Lebensmittel nicht beſchränkt werden, ſo würden die zah
lungsfähigen Kreiſe, bei denen die Warenpreiſe keine Rolle ſpielen,
in der Lage ſein, ihren Bedarf überreichlich decken zu können, aber
für die Unterſchichten, die nur eine geringe, knapp bemeſſene Kauf
kraft beſitzen, würde nichts übrig bleiben. Um ihnen einen Mindeſt
anteil an den vorhandenen Vorräten zu gewährleiſten, iſt die
Rationierung notwendig. Wendet man dieſen Grundſatz ſinngemäß
auf das Wohnbedürfnis, beſonders in den großen und mittleren
Städten, an, ſo läßt ſich nicht einſehen, weshalb man nicht auch
das Wohnbedürfnis rationieren ſollte. ß

Bekanntlich macht ſich ſchon während des Krieges in den Stähten
ein zunehmender Wohnungsmangel bemerkbar, dem auf der andern
Seite ein zunehmender Wohnungsluxus entſpricht. Während zahl
reiche Familien ſich mit engen, ungeſunden Wohnräumen begnügen
müſſen, entwickelt ſich in den durch den Krieg reich gewordenen
Schichten ein wirkliches Protzentum, das neben andern luxuriöſen
Gewohnheiten auch in dem Drang nach einer größeren Wohnung
zutage tritt. Nach dem Kriege wird ſich zweifellos der ſchon heute
beſtehende Wohnungsmangel zu einer richtigen Wohnungsnot aus
wachſen. Wenn erſt die Hunderttauſende von Männern im beſten
Lebensalter in die Heimat zurückkehren werden, werden viele
Familiengemeinſchaften, die infolge der Einberufung des Familien
vaters aufgelöſt worden ſind, wieder zuſammengefügt und über-
dies werden zahlreich Familien neu gegründet werden. Das wird
natürlich eine ſtarke Nachfrage nach Wohnungen zur Folge haben,
der erklärlicherweiſe ein ebenſo ſkarkes Angebot nicht gegenüber
ſteht. Da der Wohnungsbau während des Krieges im großen und
ganzen ſtill gelegen hat, werden die nach Friedensſchluß vor-
handenen Wohnungen nicht ausreichen, um den Wohnbedarf zu
decken, was unter Umſtänden für manche Städte zu einer Woh
nungskataſtrophe führen kann.

Als Mittel gegen die drohende Wohnungsnot wird die tat
kräftige Förderung des Wohnungsbaus vorgeſchlagen. Es ſollen,
ſobald die Möglichkeit dazu gegeben iſt, neue Wohnhäuſer gebaut
werden, wobei man ſich nicht auf die private Bautätigkeit allein
verlaſſen will, ſondern auch Staat, Gemeinde und Genoſſenſchaften
in Bewegung zu ſetzen gedenkt. Auf dieſe Weiſe hofft man den
Wohnungsbedarf allmählich decken und in abſehbarer Zeit wieder
normale Verhältniſſe herbeiführen zu können. Es erſcheint nicht
ausgeſchloſſen, daß man fich in dieſer Beziehung täuſchen wird. Die
Knappheit der Baumaterialien und die daraus entſpringende
Verteuerung des Bauens wird ganz von ſelbſt zu einer Verlang-
ſamung der privaten und öffentlichen Bautätigkeit zwingen und
obendrein wird ſie zu einer Verwendung minderwertiger Erſatz
ſtoffe nötigen, was mit Rückſicht auf die bald notwendig werdenden
Reparaturen als ein volkswirtſchaftlicher Schaden bezeichnet wer-
den muß. Dieſe Schwierigkeiten und Hemmniſſe werden es ver-
mutlich verhindern, ausreichende, preiswürdige Wohnräume in ge-
nügender Menge zur Verfügung zu ſtellen, worunter vor allen
Dingen die Arbeiter und kleinen Beamten leiden müſſen, die mit
jedem Pfennig zu rechnen haben. Es wird uns alſo nichts anderes
übrig bleiben, wenn wir wirklich und durchgreifend Abhilfe ſchaffen
wollen, als zur Rationierung der vorhandenen und noch zu bauen
den Wohnräume zu ſchreiten, um dadurch den Wohnungsluxus auf
der einen und die Wohnungsnot auf der anderen Seite einzu

dämmen.
Als erſte Maßregel in dieſer Richtung wäre zu empfehlen einVerbot, neue Luxusbauten zu errichten, ſolange noch ein Mangel

J irren und vergebens nach Obdach für ſich und die ihrigen ſuchen.

Beilage zur Volksſtimme.
Ja Dommers tag den 20. In Tors. 2. Jahrgang.
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an kleinen Wohnungen beſteht. Jm Jntereffe einer ausgleichenden
Gerechtigkeit erſcheint es dringend notwendig, daß den Kriegsge
winnlern und Lebensmittelwucherern die Möglichkeit genommen
wird, ſich prunkvolle Wohnräume zu ſchaffen in einer Zeit, in der
Familienväter und Familienmütter, die dem bedrängten Vater-
lande ſchwere Opfer gebracht haben, durch die Straßen der Städte

Einen aufreizenderen Anblick kann man ſich kaum denken, und
darum bedarf dieſe Forderung keiner weiteren Begründung. Aber
damit iſt die Sache allein nicht getan, wir müſſen dazu übergehen,
mit der Rationierung der Wohnräume Ernſt zu machen. Außer-
gewöhnliche Zeiten erfordern außergewöhnliche Maßnahmen, und
wenn ein ungeheurer Notſtand die Geſundheit, Sittlichkeit und
Leiſtungsfähigkeit eines Volkes in Gefahr bringt, wie es bei der
kommenden Wohnungsnot zweifellos der Fall iſt, ſo derf man auch
vor den draſtiſchen Mitteln nicht zurückſchrecken.

Als die Bolſchewikis in Rußland ans Ruder kamen, erließen
ſie ein Geſetz, wonach alle über eine dem notwendigen Bedarf ent-
ſprechende Zimmerzahl hinausgehenden Räume einer Wohnung ab-
gegeben und der Regierung zur Verfügung geſtellt werden ſollten,
die ſie dbdachloſen Familien überweiſen wollte Dieſe Maßregel,
die ſelbſt in einer bürgerlichen deutſchen Zeitſchrift „durchaus nicht
ſo unberechtigt“ genannt wurde, verdient Nachahmung. Wie manches
dringende Wohnbedürfnis könnte befriedigt werden, wenn auch die
Wohnungen wie die andern Lebensbedürfniſſe rationiert würden.
Kein vernünftiger Grund läßt ſich dafür anführen, daß wohl
habende Leute einen ſinnloſen Wohnluxus treiben, indem ſie ihre
Wohnräume nur teilweiſe und auch nur zeitweilig benutzen, während
brave Arbeiterfamilien kein Dach über dem Kopfe haben. Komme
man nicht mit der „Heiligkeit des Eigentums“ und der Achtung vor
dem Beſitz! Solche Begriffe werden zu leeren Redensarten in
einer Zeit, in der, durch die herbe Notwendigkeit getrieben, der
Staat alles Erreichbare beſchlagnahmt zum Wohle der Allegemein-
heit. Die Not unſerer Zeit läßt ſich nicht mit Halbheiten be
ſeitigen, ein feſtes Zugreifen iſt notwendig, Not bricht Eiſen, und
auch die dräuende Wohnungsnot wird das Eiſen unſerer ſtarren
Eigentumsverhältniſſe brechen. Oder iſt der Grundſatz, daß das
Wohl des Volkes höher ſtehen muß, als die Bequemlichkeit und
das Luxusbedürfnis der Protzen, bereits in die Rumpelkammer
geworfen Es wird um Antwort gebeten.

Franz Laufkötter.

Eiſenbahndiebſtähle vor Gericht.
Vor der Strafkammer in Halle hatten ſich am Dienstag 29 Ange

klagte wegen w Diebſtahls, ſchweren Diebſtahls und Hehlerei zu
verantworten. Zehn Angeklagte ſind Jugendliche, fünf davon männ-
lichen Geſchlechts. 24 Angeklagte ſind weiblichen Geſchlechts, meiſt
Güterbodenarbeiterinnen. Zwei der Angeklagten waren gering vorbe-
ſtraft, alle übrigen noch nicht beſtraft.

Die Angeklagten werden e teils gemeinſam, teils allein
vom Bahnhof fremde bewegliche n geſtohlen zu haben. Dabei ſind
ihnen u. a. folgende Sachen in die Hände gefallen: Winterſchuhe, wollene
Hemden, Filzpantoffeln, Lichte, Papiergewebe, Putzſchmirgel, ein Jackett,
ein Beinkleid, 2 Päckchen Kornfrankkaffee, 2 Pfund Backpflaumen, 4
Pfund Kunſthonig, Schuhſohlenſchoner, 1 Poſtkartenalbum, 2 Pfund
Mehl, 34 Pfund Erbſen, Bonbons, Zucker und Zuckerwaren, Seifen-
pulver, Käſe, Herrenſtiefel, ein Tiſchtuch, 6 Mundtücher, Rohzucker, Zi-
garren, Zigaretten, Wein, Weißbrote, Hemden, Unterröcke, ein Paar
Schuhe, Pulswärmer, eine Kiſte Seife, Konfekt, Oelſardinen, Leinen-
waren, Wollwaren, Biskuits, Kerzen, Nachtjacken, 6 Ballen Tuch,
Zwirn, eine Rolle ſchwarze Seide, 8 Stück Leinen, Würfelzucker, Kom
mißbrot, eine Blechbüchſe, eine Zuckerdoſe, Briefbeſchwerer, ein Bett
bezug, eine Schlackwurſt, ein Eimer mit Rübenſaft, Umſchlagetücher, 5
Militärunterhoſen, eine Muſchelſchale, Herrenholzſchuhe, ein Bettuch und
vieles andere mehr.

Die Angeklagten waren meiſt voll geſtändig, doch gaben ſie an,
daß in vielen Fällen nicht ſie die beraubten Kiſten erbrochen oder dig
Reiſekörbe gewaltſam geöffnet. hätten, ſondern daß dieſe Behälter ſchon

geöffnet geweſen ſeien, als ſie hier ankamen. Der als Zeuge geladene
Gütervorſteher bekundete, daß ihm mehrmals mitgeteilt worden ſei, daß
h geöffnet geweſen wären, doch ſei die Eröffnung von
einigen der Angeklagten vorgenommen und dann von e Meldung er
ſtattet worden, nachdem ſie die Sendungen beraubt hakten; ſie handelten
ſo, um ſich als ehrlich hinzuſtellen. Die geſtohlenen Sachen haben ſie

teils ſelbſt rer teils, wie bei Zigaretten, ihren Angehörigen ins
Feld geſandt, ein Teil iſt ihnen auch wieder abgenommen worben.

rauen hatten ſich durch Annahme der geraubten Gegenſtände
der gewohnheitsmäßigen Hehlerei ſchuldig gemacht und wurden deshalo
mit Zuchthausſtrafen von 1 Jahr und 1 Jahr 6 Monaten belegt. Von
den übrigen Angeklagten wurden elf mit Gefängnisſtrafen von 2 bis 6
Monaten, zwei mit je 1 Jahre, eine mit 1 Jahr 5 Monaten, zwei mit
zwei Jahren und eine mit drei Jahren Gefängnis beſtraft. Vier Ange
klagte wurden freigeſprochen.

Die Verhandlung fand im Schwurgerichtsſaale ſtatt und dauerte
von 9 Uhr morgens bis 67, Uhr abends.

Zur Kohlenverſorgung gibt der Magiſtrat bekannt: Mit unſrer
Bekanntmachung vom 24. Mai d. J. haben wir die den einzelnen
Haushaltungen für die Zeit vom 1. Oktober 1918 bis 30. April
1919 in Ausſicht geſtellten Mengen Brennſtoffe bekanntgegeben.
Das bedeutet aber nicht, daß dieſe Mengen ſchon jetzt und in
der vollen Höhe geliefert werden. Schon wiederholt haben
wir darauf hingewieſen, daß von den uns durch den Herrn Reiche-
kommiſſar zugeteilten Mengen allmonatlich nur ein Teil davon
nach Halle geliefert wird. Es iſt daher un möglich, den Haus-
haltungen die Geſamtmenge auf einmal zuzuteilen
oder gar zu liefern. Ebenſo iſt es ausgeſchloſſen, den
Haushaltungen jetzt ſchon Zuſatz mengen zuzuteilen. Zu-
nächſt werden die Kohlenkarten für die Grund men gen verteilt,
und erſt dann, wenn dieſe größtenteils geliefert ſind, kann daran
gedacht werden, den Anträgen auf Zuteilung Liner Zuſatzmenge
näherzutreten. Vorläufig iſt daran nicht zu denken, es ſei denn,
daß die Verhältniſſe ſich ganz erheblich beſſern, was aber nicht
anzunehmen iſt.

Eine unangemeldete Verſammlung bildete am Mittwoch aber-
mals den Gegenſtand einer Schöffengerichtsverhandlung in Halle.
Am 31. März 1918 fand im hieſigen Gewerkſchaftshaus eine Gau-
konferenz der Dachdecker ſtatt. Die Behörde erfuhr von der Ver-
ſammlung, an der nur 12 Perſonen teilnahmen, aus einem Be-
richt im Volksblatt, und die Folge davon war, daß der Vorfitzende
des Zentralverbandes der Dachdecker, Th. Thomas in Frankfurt
a. M. einen Strafbefehl über 10 M. erhielt, weil er ohne polizei-
liche Genehmigung eine Verſammlung veranſtaltet und ſomit gegen
die Bekanntmachungen des ſtellvertretenden Generalkommandos in
Magdeburg vom 31. Juli und 1. Dezember 1917 verſtoßen habe.
Dagegen erhob er Widerſpruch, ſo daß ſich das Schöffengericht da
mit befaſſen mußte. Hier führte der Staatsanwalt aus, es habe
zweifellos eine anmeldepflichtige Verſammlung ſtattgefunden. Denn
es komme nicht darauf an, ob politiſche Gegenſtände erörtert worden
ſeien; auch auf die Zahl der Teilnehmer komme es nicht an, da
als Verſammlung ſchon eine Zuſammenkunft von mehr als 3 bis
4 Perſonen angeſehen werden könne. Der Vertreter des Beſtraften
wendete insbeſondere ein, daß zdieſer nur als Gaſt anweſend ge-
weſen und nicht Einberufer ſei. Nach Frankfurter Einrichtungen
ſei auch die Verſammlung nicht anmeldepflichtig, und er könne die
Halleſchen Verhältniſſe nicht kennen. Jn der Beſprechung ſeien
lediglich berufliche Fragen erörtert worden, und er bezweifle über-
haupt die Gültigkeit der Verordnung. Das Gericht kam nach der
Vernehmung eines Zeugen zu der Anſicht, daß eine genehmigungs-
pflichtige Zuſammenkunft ſtattgefunden habe. Thomas könne aber
nicht als Veranſtalter in Frage kommen, und ſei deshalb freizu-
ſprechen. Die Koſten fallen der Staatskaſſe zur Laſt.

Gegen die Verrufserklärung von Arbeitern wendet ſich folgende
amtliche Auslaſſung: Wie bekannt geworden iſt, haben in mehreren
Korpsbezirken Inhaber kriegswichtiger Betriebe ſich gegenſeitig ver-
pflichtet, Arbeiter und Angeſtellte, die aus einem der Betriebe aus-
ſcheiden, ohne Zuſtimmung des bisherigen Arbeitgebers in den andern
Betrieb nicht einzuſtellen, ſelbſt wenn ſie den Abkehrſchein beſitzen oder
die Karenzzeit des S 9 Abſ. 1 des Hilfsdienſtgeſetzes abgelaufen iſt.
Solche Vereinbarungen können, wenn ſie das Fortkommen der Arbeit
nehmer in unbilliger Weiſe erſchweren und mit den Beſtimmungen und
dem Geiſt des Hilfsdienſtgeſetzes in Widerſpruch ſtehen, vom Kriegsamt
nicht gebilligt werden Es darf erwartet werden, daß von ſolchen Ver-
einbarungen Abſtand genommen wird. Durch Erlaß vom 23. März 1918
Nr. 170/3. 18 ER. iſt die Aufmerkſamkeit der ſtellvertretenden Ge-
neralkommandos und Kriegsamtſtellen ganz beſonders auf dieſe Frage
gelenkt worden.

Zur Bewirſchafiung von Gemäſe und Oöſt. Nachdem das Obſt
der Ernte 1917 nunmehr faſt ausnahmslos verzehrt oder verarbeitet
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Der Färbermeiſter hatte, um keine Gäſte aus der niedern

Klaſſe in ſeinem Lokal zu haben, für ſehr guten und teuren
Wein geſorgt, und ſo ſaßen in ſeinem Hauſe nur aus-
gewählte und feine Leute, oben nach dem lebendigen Born

Handel und Wandel.

himmliſchen Waſſers, unten nach dem goldenen Born guten
Weins trachtend. Die Gäſte beſtanden aus alten Kauf-
herren, aus üppigen Kommis, Handlungsreiſenden und jun-
gen. Beamten; doch war die Anzahl derſelben immer klein,
da man von einem Stammgaſt eingeführt ſein mußte. Jn
die Wirtszimmer gelangte man von ſeiten der Straße durch
eine dunkle Hausflur, in die Betzimmer aber über eine
kleine Altane an der Seite des Fluſſes, welche auf die Treppe
zum erſten Stock führte, und auf dieſe Art war hinlänglich
dafür geſorgt, daß die Kinder Jſraels von jenen Genoſſen
des Weins und der Sünde nicht geſehen wurden.

Was den Freitagabend anbelangt, ſo hatte der Färber-
meiſter die ſtrengſte Weiſung, alsdann ſeine Gaſtſtube ge
ſchloſſen zu halten und keine Kunden zu empfangen, doch
umging er dieſes Gebot, indem er ſeinen Stammgäſten ein
kleines Gemach nach dem Fluſſe hin einräumte, wo ſie ſich
ruhig verhalten maißten.

Nachdem ich dem Herrn Specht das feierliche Verſprechen
eleiſtet, niemand aus der Familie meines Vetters etwasSee zu ſagen, daß ich begnadigt worden ſei, die Verſamm-

lungen der Frommen zu beſuchen, nahm er mich den nächſten
rei abends gegen ſieben Uhr mit ſich. Wir kamen in

enes für mich bis dahin unbekannte Stadtviertel, und
es dunkelte bereits, als wir über die Altane ſchritten, unter
welcher das ſtille trübe Waſſer des Fluſſes melancholiſch

nrauſchte.dahin t nicht, warum ich mit klopfendem Herzen und
ängſtlichen Gefühlen in die Verſammlung trat. Da ſaßen
die Begnadigten auf einfachen Stühlen und Bänken, Männer
von jedem Alter, ſowie alte und junge Frauen. Da ich
in der Stadt überhaupt wenig Bekanntſchaften hatte, ſo ſah
ich nur ein einziges Geſicht, das mir nicht fremd war, dasjenige meines Suſters der mich, freundlich blinzelnd, von

der Seite anſah und faſt unmerklich begrüßte; man über-
reichte mir ein Geſangbuch, ich ließ mich an der Seite des
Herrn Specht nieder und auf ein gegebenes Zeichen fing die
Gemeinde an zu ſingen:

„Es iſt noch Raum!
Mein Haus iſt noch nicht voll,
Mein Tiſch iſt noch zu leer,
Der Platz iſt da, wo jeder ſitzen ſoll 4
O bringt doch Gäſte her
Und nötigt ſie auf allen Straßen;
Jch habe viel bereiten laſſen,
Es iſt noch Raum!

Es iſt noch Raum!
Seht meinen Schafſtall an,
Wie breit die Wände gehen,
Wie weit gegrünt, ſo weit man ſehen kann,
Da große Hürden ſtehen;
a Zepter und mein Buch des Lebens

nicht ſo vielen Platz vergebens:
Es iſt noch Raum!

So ging das Lied fort und wurde mit gefalteten Händen
in tiefer Andacht abgeſungen. Einige lehnten ſich über ihr
Buch, andere blickten begeiſtert zum Himmel, aber ich
wußte nicht, wie es kam in mir ſchien ſich die Gnade
nicht regen zu wollen. Jch konnte mich nicht befreunden
mit den ſeltſamen ſchwülſtigen Bildern dieſer Lieder, mir
erſchienen jene unſeres Kirchengeſanges ſchon innig und herz-
lich genug. Einige Verſe des Geſanges wurden von der
Gemeinde mit liſpelnder Stimme vorgetragen, andere mit
lautem Geſang, mit glänzenden Augen und erhobenen
Händen.

Es iſt noch Raum!
Ach wären Augen da,
O tiefer Liebesgrund,
Kommt, ſeht hinein und ſingt Halleluja
Und macht es allen kund;
Erzählt das mächtige Erwarmen,
Jn weiten offnen Liebesar men
Es iſt noch Raum!

Nach dem letzten Verſe ich glaube, es war der ſechs

e

unddreißiagſte wurde ein Augenblick ſtiller Andacht ge
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————*—=J—J„J—J—pflogen und darauf trat ein junger Mann, ſchwarz gekleidet,
ein angehender hoffnungsvoller Kandidat, in die Verſamnmi-
lung, er hatte ein eingefallenes hageres Geſicht, lange,
blonde, flatternde Haare und ſeine Augen glänzten von
einem wilden Feuer; er warf mit ſeiner weißen magern
Hand die Haare hinter ſeine Ohren, während er ſprach:
„Selig ſind, die zum Hochzeitsmahle des Lammes berufen
ſind. Was für ein Jauchzen und Freudengeſchrei wird da

hört? Die Stimme einer großen Schar, wie das Rauſchen
vieler Waſſer, wie das Rollen ſtarker Donner ertönt es:
Laſſfet uns freuen und frohlocken, denn die Hochzeit des
Lammes iſt gekommen, ſeine Braut iſt geſchmückt zur Hoch-
zeit und wie geſchmückt! Jn glänzender Seide, eine
Seide nicht vom Seidenwurm, doch vom Baum, der ſie am
Holze des Kreuzes wirkte und ſprach: Jch bin ein Wurm
und kein Menſch; in deſſen Seide, in deſſen Gerechtigkeit
gekleidet, erſcheint die Braut bei ſeinem Hochzeitsmahle.
Sie wird ihr gegeben und ſie nimmt ſie an und zieht ſie
an und erzheint in ſeinem Schmucke. Wie herrlich wird
die Braut des Lammes daſtehen! Fie ſelig, wer dazu be
rufen iſt, und wer dabei erſcheinen wird in der glänzenden
Seide ſeiner Gerechtigkert, im Hochzeitskleide! Denn der
Schmarotzer, der kein Hochzeitskleid anhatte und deswegen
wieder hinagusgeworfen ward, iſt ohne Zweifel der Patron
derer, die ſich die Gerechtigkeit Chriſti nur ſo zurechnen
ohne ſie anzuziehen und in ihrem glänzenden Schmucke
wirklich zu erſcheinen. Wenn es heißt: es war der Brant
gegeben, daß ſie ſich kleide in glänzender Seide, die Seide
aber iſt die Gerechtigkeit des Heiligen, ſo iſt beides wohl
zu merken; erſtens, daß dieſes Kleid gegeben, geſchenkt,
umſonſt dargereicht werden muß, daß es ſich kein Menſch
ſelber aus eigenen Kräften wählen kann, und zweitens, daß
aber die Heiligen es annehmen, ſich zueignen, anziehen und
darin wandeln. Darum heißt denn die Gerechtigkeit Chriſti
auch die Gerechtigkeit der Heiligen, weil ſie Jeſum Chriſtum
ſeinen Sinn und Geiſt angezogen, ſich eigen gemacht haben
und weil das ihr eifriges Beſtreben auf Erden iſt, daß ſie
ſich ſtets mit dieſer Seide der Braut des Lammes ſchmücken
auf den Tag des Bräutigams, um ihm zu gefallen.

(Fortſetzung folgt.
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worden t, hat die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt ihre den Abſaßz
dieſes Obſtes regelnde Bekanntmachung vom 20. Auguſt 1917 aufge-
hoben. Gleichzeitig iſt von der Kriegsgeſellſchaft für Obſtkonſerven und
Marmeladen eine Reihe älterer Bekanntmachungen, darunter die
Abſatz von Dörrobſt verbietenden Bekanntmachungen dieſer Kriegs
geſellſchaft vom 5. Oktober und 20. November 1917, außer Kraft geſetzt
worden. Die in den Mitteilungen für Preisprüfungsſtellen veröffent-
lichten Richtpreiſe für Dörrobſt bleiben jedoch in Geltung. Sollte eine
öffentliche Bewirtſchaftung des diesjährigen Herbſtobſtes Platz greifen
müſſen, ſo werden die neuen Beſtimmungen rechtzeitig veröffentlicht
werden. Für den kommenden Herbſt iſt wiederum mit einſchränkenden
Beſtimmungen für den Abſatz von Dörrobſt zu rechnen.

Erhöhte Höchſtpreiſe für Erdbeeren. Die Preiskommiſſion für
die Provinz Sachſen hat die w für Crdbeeren vom 14. Juni an
wie folgt erhöht. 1. Wahl 1.20 M. Erzeuger, 150 M. Großhandler,
2. Wahl 75 Pf. Erzeuger, 1 M. Großhändler, Monats und Walderd
beeren 1.80 M. Erzeuger, 2.10 M. Großhärndler.

Das vom Magiſtrat erlaſſene Rodeverbol für Moßrrüben bezieht
ſich nur auf eigentliche Mohrrüben. Karotten werden davon nicht be-
troffen.

Heilverſahren für Kriegsbeſchädigle durch Fivilſtellen. Das
Kriegomwiſterium hat durch einen Erlaß zur Frage der z
bei Einleitung eines Heilverfahrens Stellung genommen. Danach dar
in beſonders dringenden Fällen, in denen ſofortige Hilfe not tut, nunmehr
auch die börgerliche Kriegsbeſchädigtenfürſorge die Heilbehandlung ſelbſt
einleiten und nachträglich Erſtattung der Koſten verlangen. Allerdings
iſt in jedem Einzelfall den Bezirkskommandos ſpäteſtens ſofort nach der
Einleitung des Heilverfahrens Mitkeilung zu machen.

W und kochfeſie Faſerſtoffe. Jn Düſſeldorf findet dieſerTage n neuartiger Erzeugniſſe der Textilinduftrie ſtatt.
Sie bringt auf dem Gebiet der Erſagtſtoffwirtſchaft unter vielen andern

eine Neuerung, die von bahnbrechender Bedeutung ſein kann. Die aus
dem Zellſtoffgürn hergeſtellten Stoffe waren bis vor kurzem nur ein ſehr
bedingter Erſatz, denn ſie hielten dem Waſchen und Kochen nicht ſtand
und zerfielen, wenn ſie dieſen Prozeſſen unterworfen wurden, bald in
Stücke. Durch raſtloſe Prüfung und Forſchung ſoll es nun en
ſein, Faferſtoffe herzuſtellen, die durchaus waſch- und kochfeſt ſind und
daher jetzt einen vollkömmenen Erſatz für Wolle und Baumwolle bieten.
Durch Verwendung von Garnen mit hoher Drehung und nachheriges
Weichmachen durch Entleimen der Zellſtoffgarne erhält man Stoffe, die
waſchbar und dabei doch weich und porös ſind. Auf der Düſſeldorfer
Ausſtellung wird auch an Maſchinen im Betrieb gezeigt, wie nach den
neueſten Erfahrungen und Erfindungen Garne nach dem „Optimaldrall“
hergeſtellt werden, die die Eigenſchaft haben, daß ſie ſich im Waſſer nicht
cuflöſen und nur in ganz geringem Maße ihre Feſtigkeit verlieren.
Sie halten bei der Weiterverarbeitung jedem Prozeß des Waſchens,
Färbens und Walkens ſtand. Man hat z. B, Säcke aus dieſen Garnen
24 Stunden ins Waſſer gelegt und. ſie dann ſehr ſtarken Reißproben
ausgeſetzt, die ſie ausgezeichnet beſtanden haben.

Die Erreger der Bartflechte auf Geldſcheinen. Einem Hamburger
Arzt, Dr. Kiſter, iſt es gelungen, auf Geldſcheinen Trichophytiekeime,
die Erreger der Bartflechte, nachzuweiſen. Und zwar gelang ihm der
Nachweis bei 130 Scheinen 26mal. Die Jmpfung dieſer Kulturen auf
die Haut eines Geſunden ergab eine typiſche Erkrankung der Haut, in
der ſich wieder Trichophytiepilze nachweiſen ließen. Neben dieſen
Pilzen wachſen auf den Scheinen Staphylokokken, wodurch auch die
gleichzeitig beobachtete Zunahme der Pyodermien (oberflächliche Haut-
riterungen, wie Furunkel u. a.) ſich erklären. Sonſtige krankheits-
erregende Keime, wie Diphteritis-, Typhus-, Tuberkelbazillcn, wurden
nicht gefunden. Man vermeide es alſo mit derjenigen Hand, die Geld-
ſcheine berührt hat, die mit Barthaaren bewachſenen Hautſtellen zu be
riühren, bevor man ſich die Hände gewaſchen hat.

Iweieinhalb-Pfennig-Mänze. Mit der zunehmenden Bruchteil-
cechnung des Pfennigs macht ſich daß Bedürfnis einer dieſer Sachlage
Rechnung tragenden Kleinmünze ſtärker geltend. Entſprechend den
Anträgen des Reichstages iſt nun von der Reichsfinanzverwaltung die
Ausprägung einer Zweieinhalb-Pfennig-Münze beſchloſſen worden. Die
Herſtellung dieſes neuen Geldſtückes wird aber erſt nach dem Kriege er
folgen, da gegenwärtig die erforderlichen Metallmengen nicht hergegeben
werden können. Mit der Einführung des Zweieinhalb-Pfennig-Stückes
wird das jetzige Zweipfennigſtück fortfallen, da es durch das Pfermigſtück

leicht erſetzt werden kann.
Der Bezirk Provinz Sachſen-Anhalf des Bundes erblindeler

Krieger hielt am Sonntag im kleinen Saale des „St. Nikolaus“ ſeine
diesjährige Hauptverſammlung ab, zu der ſich eine große Anzahl Mit-
glieder mit ihren Führern, ſowie Freunde und Gönner eingefunden
hatten. Der Jahres- und Kaſſenbericht zeigte, wie ſich der Bezirk
während ſeines einjährigen Beſtehens in erfreulicher Weiſe entwickelt und
zum Wohle ſeiner Mitglieder gearbeitet hat. Die Vorſtandswahl ergab
die Wiederwahl des bisherigen Vorſitzenden und Kaſſierers, ſowie die
Wahl zweier neuer Kameraden als Schriftführer und als Beiſitzer. Die
übrige reichhaltige Tagesordnung gab neben Anträgen zu dem im
Oktober ſtattfindenden Bundestage Anlaß zu regem Gedankenaustauſch
Aus einer Anſprache Direktors Bauer von der hieſigen Blindenanſtalt
konnte man entnehmen, in welch erfreulicher Weiſe die Zuſammenarbeit
des Bezirkes mit der Provinzial-Fürſorgeſtelle vor ſich geht.

Vom Schöffengericht. Der Unternehmer eines großen Betriebeshatte einen Strafbefehl von 50 M. erhalten, weil er 300 Zentner Kar

toffeln ohne Marken bezogen und ſie an ſeine Arbeiter abgegeben hatte.
Er hatte gegen den Strafbefehl Einſpruch erhoben und ſagte vor Ge-
richt, daß er vom Geheimrat Profeſſor Finger, dem Vorſteher des Stadt
ernährungsamts, dazu aufgemuntert worden ſei. Zur Entſchuldigung
führte der Unternehmer aus, daß die Arbeiter nicht arbeiteten, wenn
ſie keine ſolchen Lebensmittelzulagen erhalten. Er habe auch die Kar
toffeln zum Selbſtkoſtenpreis abgegeben. Uebrigens machten das alle
großen Betriebe ſo, die dann alle beſtraft werden müßten. Der Bor-
ſitzende des Gerichts machte dem Beklagten klar, daß er ſich auf alle
Fälle ſtrafbar gemacht habe und nicht auf Freiſprechung rechnen könne.
Der Unternehmer zieht daraufhin ſeinen Einſpruch zurück. Ein
Halleſcher Großkaufmann hatte ſich zu verantworten, weil er Preiswucher,
Höchſtpreisüberſchreitung und Kettenhandel mit Seife betrieben haben
ſollte. Der Staaksanwalt ſprach von unlauteren Machenſchaften
Der Verteidiger hob hervor, daß die Verordnung gegen den Kettenhandel
nür ſolchen mi Lebens- und Futtermitteln, nicht aber auch ſolchen mit an
dern Lebensmitteln bedrohe. Nach längerer Verhandlung und nachdem
feſtgeſtellt worden war, daß Strafbefehle wegen Ueberſchreitung der
Höchſtpreiſe und Preiswucher ſchon rechtskräftig geworden waren und
deshalb ausſchalteten und nur noch der „Kettenhandel“ übrig bleibe, er-
folgte Freiſprechung.

Vermißt wird ſeit dem 14. Juni der geiſtesſchwache Chriſtian
Rudolf Groß, am 26. März 1900 zu Flensburg geboren, hier Große
Brauhausſtraße 2 wohnhaft. Größe 1,48 Meter, Haare dunkelblond,
Stirn niedrig, Augenbrauen dunkel, Augen dunkelbraun Kinn ſpitz, Ge
ſichtsbildung oval, Geſichtsfarbe blaß, Hände klein, Geſtalt rlein und
ſchwach, Sprache deutſch. Beſonders Kennzeichen: Kleine Narbe an der
rechten Kopfſeite. Bekleidung: Grauer Anzug, Jackett oben geſchloſſen,
graue Weſte, graue Hoſe, barfuß. Groß dürfte ziellos umherirren. Es
wird um ſchonendes Anhalten und Benachrichtigung der Kriminalpolizei,
Zimmer 37, gebeten.

Bei einem Einbruchsdiebſtahl in der Nacht zum 11. Juni iſt von
dem Täter am Tatorte eine 32 Zentimeter lange ältere Kneifzange zu
rückgeiaſſen worden. Auf den Schenkeln, die zuerſt breit und ſpäter nach
oben ſchmal auslaufen, befinden ſich zu beiden Seiten die Buchſtaben
A W. und K. eingeſchlagen. Wer über die Herkunft der Zange irgend-
welche Angaben machen kann, wird erſacht, I bei der Kriminalabteilung
Jimmer 71 oder 73, zu melden. Dort liegt auch die Zange zur Anſicht
aus.

Theater, Sehens würdigkeiten uſt.
Mutter. Schauſpiel von Paul Fröben. Wer iſt Paul

Fröben? Wir wiſſen es nicht, haben noch nie von ihm gebört.
Vielleicht zählt er überhaupt unter die pſeudonymen Stücke-
ſchreiber Doch wenn man auch davon ganz abſieht: Art und
Bau dieſes Schauſpiels verraten allein, daß man es mit einem
Anfänger zu tun hat, wenn auch vielleicht einem in ſchon gereifteren
Jahren. Die Art zunächſt gibt ſich rein intellektualiſtiſch, ſowohl in

den geht, ſoll auch voneinander

a ſteigern.

dem Grundgedanken des ganzen Stückes, wie in deſſen Zergliede
rung. Der dgedanke e dem Wort der Hauptperſon Peter
Wendtland enthalten Wer (als Mann und Frau) nebeneinander

ſoweit der Himmel von der Erde
reicht. Dazu hat der Ve die Fabel erfunden, daß die
eines gutſituierten Bourgeois, die Mutter von zwei gegen
iſt, ſich mit einem ve 7 u der anKonſequengzen zieht, daß nun dieſes leben ein für allemaba iſt, daß aber die Kinder m z r ihrer Liebe ger
Kntter loskommen und dieſer ſo rzte Knoten nur durch den
freiwilligen Tod des nun im den Vaters gelöſt werden
kann. Dieſer ſo aufgemachte Unterſchied zwiſchen ehelicher und
blutsverwandtſchaftlicher Liebe ſamt den Konflikten, die ſich daraus
unter Umſtänden ergeben können das braucht nicht immer durch
einen Fehltritt zu geſchehen iſt zweifellos der Erörterung
wert, und inſoweit darf auch der Verfaſſer auf Anerkennung rechnen.
Aber, rein gedanklich geboren, iſt dieſes Problem doch u ſehr
auf das gedanklich-konſtruktive Element eingeſtellt, daß es feſſeln,
daß es hinreißen könnte, von der Ueberzeugung für die Richtigkeit
ſeiner Beweisführung ganz zu ſchweigen. Da iſt alles, eben weil
überwiegend intellektualiſtiſch, klapperdürr gegeben, ohne poetiſchen
Schwung oder gar eine ſolche Verklärung; überall ſieht die Tendenz,
das n Gedankengefüge, die bloße Konſtruktion hervor, der die
Hauptſache verbindende und ſomit erſt den Bau vollendendeMauerwerk i Noch ſchlimmer aber iſt es, wenn man dieſes

Stück in ſeinen Einzelheiten beſieht; dann ſpürt man noch mehr die
Mache und damit das Anfängertum ſeines Verfaſſers. r ganze
erſte Akt dient der Expoſition, ohne daß die Handlung auch nur
einen richtigen Schritt vorwärts kommt. Das ſoll die Spannung
auf das Kommende erhöhen, wirkt aber direkt kitſchig, ſo daß man
ohne weiteres lebhaft einſtimmt, wenn auf der Bühne das Wort
fällt: „Es o etwas im Hauſe vor, man weiß nur ni t, was.
Der zweite zeigt endlich den inzwiſchen durch die Ereigniſſe
geſchürzten Knoten, glei aber auch die Hohlheit der ganzen
inneren Konſtruktion. Ein Weib, die längſt Mutter iſt, hat ſich mit
einem anderen Gut, das kommt vor. Aber warum iſt
das geſchehen, wie konnte ſo etwas möglich ſein? Darüber läßt uns
der Verfaſſer faſt völlig im Dunkeln, nur einmal deutet er gang
nebenher an, daß es infolge der Vernachläſſigung dieſes Weibes
durch den Ghegatten erfolgt ſei. Das genügt aber niemanden, der
ernſtlich gerade über dieſes Problem nachdenkt, genügt um ſo
weniger, als hiervon die ganze nachfolgende Problemſtellung ab-
hängt. Jſt dieſes Weib beiſpielsweiſe wirklich r wor
den was durchaus nicht nur auf ſexuellem Gebiete zu
braucht woher nimmt denn der Mann das Recht, derartig
Stab darüber zu brechen, ſintemalen er doch dann an dem ganzen
Verhängnis erſt die Hauptſchuld trägt?! So leichthin geht es aber
auch an vielen anderen Stellen dieſes Stückes. Die Tatſache des
tn läßt der Verfaſſer dem betrogenen Gatten erſt nach

ahren durch ein Bündel Briefe erfahren, die noch dazu ſauber mit
einem Band umſchlungen waren. Man wird uns erlauben müſſen,
das als rein kino-dramatiſch zu bezeichnen. Denn erſtens iſt wenig
wahrſcheinlich, daß ein Weib, das in ſeiner Vereinſamung zu einem
anderen Manne flieht wo blieb da übrigens die viel näher-
liegende Rettung zu den ſchon großen Kindern auch noch eine
ausgedehnte Korreſpondenz führt, zumal dieſer Fehltritt nur ein
eingigesmal erfolgt ſein ſoll; und zweitens hebt ein ſolches Weib
nicht auch noch die Zeichen ſeiner Schande auf, noch dazu mit
einem beſonderen Wohlgefallen, wie das Umſchnüren mit einem
Band neben dem bloßen Aufheben beweiſt. Würde das doch ge
ſchehen, nun, dann ſtände eben in dieſem Falle die Mär von der
Vereinſamung dieſes Weibes, das Geflenne des Mannes um ſie
uſw. damit in vollſtem Widerſpruch, und ſie wäre eine auch moraliſch
vollſtändig Verkommene, zu der ihre Kinder unmöglich noch als
zur Mutter der Konfliktſtoff! aufblicken könnten. Der be
trogene Gatte macht ſich alle Welt zum Feind, mit Abſicht, freut
ſich über deren Flüche, vergreift ſich ſogar im Angeſicht ſeines
Pfarrers am Kruzifix. Zu was das alles aber geſchieht, iſt gar
nicht recht erſichtlich; es iſt einfach nein unnützes Spiel, zu dem
auch noch in Widerſpruch ſteht, daß dieſer ſo Gefühlsſtarke recht
empfindlich tut, wenn ihm ob ſeines Tüns ein wenig die Leviten
geleſen werden (Zuſammenſtöße mit dem Pfarrer). So könnte man
das ganze Stück hindurchgehen und fände eine brüchige Stelle nach
der anderen, ja, einen Kitſch nach dem anderen. Denn um es mit
einem Wort herauszuſagen: der Verfaſſer dieſes Schauſpiels iſt
mit der Dramentechnik zur Erzielung guter Bühnenwirkungen
wohl vertraut, und dieſe Technik handhabt er mit einer Geſchäftig
keit, die nur nach dem Erfolg, nicht aber auf die innere Logik der ſoerreichten Szene, auf ihre Zulaäſſigkeit oder gar ihren Zuſammen-

hang mit allem übrigen und dem Grundgedanken des Stückes
ſieht. So gelingen ihm denn auch verſchiedene Szenen ſehr gut,
und ſie haben ihre Wirkung auf naive Gemüter nicht verfehlt. Doch
erfreuen können ſie nicht und hinreißen noch viel weniger, dazu
ſind ſie viel zu kitſchig. Den Wert des Stückes können ſie aber am

Die Aufführung war forgſam vorbereitet und half denn auch
dem Stücke tüchtig auf, wenngleich uns manche Einzelheit nicht
recht gefallen wollte. Herr Teuſcher gab den Wendtland, tark und
doch auch wieder gefühlsdurchſchwängert, ganz gut die innere
Brüchigkeit dieſes Charakters hervorhebend; nur er ruhig noch
etwas mehr von überzeugender, jedes Gefühl erkältender Härte an
ſich haben können, er war an vielen Stellen in Geſte und Tonfall
noch zu J innerlich bewegt. Herr Wilcke gab den Sohn Martin,
recht n lich und überzeugend, verſchiedentlich ſogar von er
ſchütternder Wirkung. Fräulein Grawi ſpielte die Tochter Lena,
ebenfalls mit ergreifendem Ausdruck, wobei ihr beſonders die
Leidersmiene vortrefflich ſtand. Die Beſetzung aller übrigen
Rollen vermochte nicht immer zu genügen, am allerwenigeſten war
Herr Rehbach als Pfarrer, infolge ſeiner Figur und ſeines Organs,
am richtigen Platze. Die Aufführung litt verſchiedentlich darunter,
daß die Darſteller die unheilſchwangere Stimmung durch gar zu
leiſes Sprechen deutlicher zu veranſchaulichen ſuchten, ein Uebel-
ſtand, der wiederholt ſchon früher unangenehm auffiel. cw.
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Sliadtthealer. Heute Donnerstag abend 7 Uhr gaſtiert das Neue
Theater Frankfurt a. M. unter Leitung von Direktor Arthur Hellmerin Kaiſers Schauſpiel „Die Koralle“, Freitag zum letzten Male „Die!

toten Augen“, Sonnabend „Der Troubadour“ mit Alfred Erneſti in der
Titelpartie, Sonntag nachmittag Volksvorſtellung „Herrſchaftlicher Die-
ner geſucht“, abends „Die Roſe von Stambul“.

nachmittags 434 Uhr, noch eine weitere Aufführung des „Zerbrochenen
Kruges“ von Kleiſt und der „Geſchwiſter“ von Go ſtatt. Den ge
ſamten Reinertrag dieſer Aufführung wird de der Luden-
dorffSpende überweiſen. Die Karten zu der für den Nationalen
Frauendienſt in Halle am 23. Juni (Sonntags) ſtattfindenden Auf-
führung ſind bereits ſeit Tagen völlig vergriffen. Eintrittskarten zu der
zweiten Aufführung (Sonntag, den 7. Juli) ſind erhältlich in der Hof-
muſikalienhandlung Heinrich Hothan ſowie in Lauchſtedt bei Frau
Heinemann.

Die Sondervorftellung der U. T. Lichtſpiele für die Ludendorff
Spende mußte aus techniſchen Gründen verſchoben werden und findet
nunmehr beſtimmt Sonntag, den 23. Juni, vormittags von 11 bis *2
Uhr ſtatt. Es iſt ein beſonders anziehendes Programm ausgewählt
worden, ſo daß mit dem wohltätigen Zweck auch eine angenehme Unter
haltung verbunden ſein wird.

Aus der Provinz.
Obſt und Gemüſe.

Vor einer großen Preſſeverſammlung in Berlin führte dieſer
Tage der Leiter der eichsſtelle für Obſt und Gemüſe, Oberregie
rungsrat v. Tilly, ſeine Sache. Glänzender Redner, einer der ge
ſcheiteſten „Köpfe aus der ganzen preußiſchen Bureaukratie, hatte

Im Goethe Theater zu Lauchſtedt findet Sonntag, den 7. Juli,

ausdrücklich darauf hin, daß die Zuckermarke A
Zugleich mit der Marke für Einmachezuder eingelöſt zu werden

Be
Tatſachen merken müſſen, die Tilly als gute Trümpfe ausſpielte.

In Friedenszeiten bekam Deutſchland weit über die Hälfte
ſeines Verbrauches an Obſt und Gemüſe vom Ausland geliefert.
Dieſe Lieferung iſt im vierten Kriegsjahr auf weniger als ein
Fünftel zurückgegangen. Auf der anderen Seite bear die
Heeresleitung unbedingt ſoviel Obſt und Gemüſe in getrocknet
Zuſtand, wie etwa drei Vierteln einer guten Ernte entſpricht. So
kommt es, daß die Erzeugung jetzt noch nicht den zehnten Teil von
dem liefert, was die lkerung gut und gern ohne alle
übertriebenen Anſprüche verbrauchen könnte.

Freier Handel in Obſt und Gemüſe kann in ſeinen Wirkungen
in Belgien, Polen und Oeſterreich mühelos beachtet werden. Die
Delikateßläden ſind dort ſtändig voll guter Dinge, und der Kauf

iſt für die reichen Leute bequem. Aber die Preiſe ſind ſo hoch,
daß der breiten Maſſe Obſt und Gemüſe überhaupt unzugänglich
werden. Die Gefahren für die Volksgeſundheit und die öffentliche
Ordnung,. die ſolche Zuſtände mit ſich führen, liegen auf der
Hand.

Man wirft der öffentlichen Bewirtſchaftung vor, daß ſie die
Waren verſchwinden macht. Teilweiſe tut ſie es mit Abſicht. Jm
September vorigen Jahres hätte die Reichsſtelle auf den Kopf der
Bevölkerung 835 Pfund Aepfel verteilen können. Bis Weihnachten
wären ſie aufgegeſſen geweſen. Die Reichsſtelle ſah aber den Fett
mangel des Winters voraus und ſtellte lieber Brotaufſtrichmittel
her, die noch jetzt verteilt werden können.

Die Reichsſtelle für Obſt und Gemüſe leitet die Waren, die ſie
bewirtſchaftet, nur bis an die Kommunalverwaltungen. Wie dieſe
ſie dann verteilen, iſt nicht ihre Sache. Daß auch da noch manches
im Argen liegt, erfuhr man von einem Vertreter des Vorwärts,
der anfragte, warum die Wagen der Berliner Gemüſeverteilungs-
organiſatjon ihre Schätze ſo oft in Häuſer ſchicken, in denen keine
Gemüſekleinhändler wohnen, wohl aber Bürgermeiſter und Stadt

vepprdnetenvorſteher t
Die Kirche zur Kriegszeit.

Die r R Landl hielt vor einigen Tagen
in Halle ihre diesjährige Synodalkonferenz ab, wobei intereſſante
Dinge aus dem kirchlichen Leben mitgeteilt wurden.

Den Bericht über die kirchlichen und ſittlichen Zuſtände im
Kirchenkreiſe hielt Paſtor Paſche (Dieskau). Das Berichtsjahr ſtand
unter dem Einfluß des Krieges und des Reformationsjubiläums.
Allerlei Mißſtände brachte der Krieg mit ſeinen Begleiterſchei-
nungen. Die Gewinnſucht wuchs, die hohen Löhne brachten große
ſittliche Gefahren. Wirtſchaftliche Maßnahmen der Behörden wirk
ten oft ſchädigend. Sittlich bedenkliche Erſcheinungen machten ſich
bemerkbar. Bei allem aber müſſen wir doch dankbar ſein, daß das
Volk tapfer aus und re hat, Opfer und Entbehrungen
auf ſich genommen hat. llgrdings wirkte das alles auch ab
ſtumpfend, ſo daß das kirchliche Lben ſehr gelitten hat: die Gottesdienſte waren weniger beſucht als im Frieden. Die Zahl der

Taufen iſt nur etwa halb ſo gyb als im Frieden (556), die der
Trauungen etwas geſtiegen (215), die der Kommunikanten zurück
gegangen (7271), durchſchnittlich 27 Prozent der Seelenzahl (Pro-
zentſatz ſchwankt zwiſchen 55 und 9 Progzent). Die kirchliche Liebes
tätigkeit iſt wiederum geſtiegen. Kirchliche Beerdigungen gab es
832, Konfirmierte 941. Nie hat es ſo viele Straftaten gegeben
unter den Jugendlichen als jetzt, wenn auch die erfreulichen Er-
t r nicht überſehen werden ſollen. Die Schuljugend hat
ich gern und rege an der Feldarbeit, Sammeltätigkeit uſw. be

teiligt. Die Pflege der ſchulentlaſſenen Jugend iſt den Geiſtlichen
durch Erlaß des Ev. Oberkirchenrates als Amtspflicht auferlegt

worden. Die Errichtung von Jugendheimen, deren bisher nur
wenige beſtehen, wird äußerſt ſchwierig ſein. Vielfach fehlt es an
Mitteln doch ließen ſich dieſe wohl ger beſchaffen, wenn nur die

Jugend käme! Daß man trotzdem nicht müde wird, die nd zu
ſammeln und an ihr zu arbeiten, zeugt von der Wichtigkeit und
dem Ernſte der Sache.

Eine lebhafte Ausſprache ſchloß ſich an den Synodalbericht an
betr. Kriegsbetſtunden, Jugendpflege, Sonntagsheiligung, Rechte
und Freiheiten der Kirche, Ortsſtatut, kirchliche Ordnung, Familien
abend, Familienleben und dergl.

Das amtliche Thema über den Wiederaufbau des Familien-
lebens behandelte in ausführlicher Weiſe Paſtor Balthaſar
(Ammendorf). Beſprochen wurden die ſittliche Verwahrloſu gr.ſcheidungen, Gefangenengefahr, Kriminalität der Jugend, Fefa

dung der Kleinkinder und ähnliches. Was ſoll nun aus dem
deutſchen Familienleben werden? Alle Jnſtanzen müſſen am

Wiederaufbau mitarbeiten: Kirche, Staat, Gemeinde. W iſt
die Wohnungsfrage, Siedlungsland iſt genug vorhanden. Die Kirche
hat unmittelbares Intereſſe an der Siedlungsfrage. Vor

land für die großen Städte! Es muß Gelegenheit zu Pgchtacker
gegeben werden (Erbpacht oder Kauf). Nötig iſt größte Beſchleuni-

nung der

amen
gebung, Taufe, Konfirmation, Trauung, Geburtstage, Denkmals-
pflege u. a. dem Familienleben dienen können. Die kirchlichen
Gemeindeblätter müſſen Familienblätter ſein. Gewiſſe Kirchen
zucht iſt nötig. Alle müſſen helfen, das entweihte i des
Sonn und Feiertages wiederaufzurichten. Die Jugendpflege dient
der Familienpflege. Die Familienabende müſſen auch familien-
haft geſtaltet werden. d

Jn der lebhaften Ausſprache wurden viele Einzelheiten unter
ſtrichen und ergänzt.

Merſeburg. Ausgabe von Lebens mitteln. Für die
Zeit vom 24. Juni bis 30. Juni werden auf den der Bevölke
rung zugeteilt: 50 Gramm Grieß zum Preiſe von 4 Pf. 77
ſchein Nr. 37, 500 Gramm Marmelade zum Preiſe von Pf. aufBezugsſchein Nr. 38. Der Verkauf erfolgt von Donnerstag, den
27. Juni bis Sonnabend, den 29. Juni. Für die Woche vom
17. bis 23. Juni wird pro Kopf der Bevölkerun er
Nr. 36 1 Pfund Marmelade zum Preiſe von Pf. als azuteilung verabfolgt. Der Verkauf erfolgt Freitag, den 21. und
Sonnabend, den 22. Juni. Die wöchentliche Fettration iſt dieſe
Woche auf 80 Gramm pro Kopf feſigeſetzi worden. 3
erhalten 60 Gramm. Die h der Ration war n ndig,da die Zuweiſung der Provinzialfettſtelle an den Kreis ausgeblieben
iſt. Jn Anbetracht dieſer Tatſache hat der Magiſtrat an Ein
r der Stadt die Sonderzuweiſung von Marmelade ange
ordnet.

Bitterfeld. Zuckerabgabe. Um Andrang zu vermeiden und
der Bevölkerung entgegenzukommen, weiſt der iſtrat nochmals

Gramm nicht

raucht. Die Marke A hat bis zum 16. Juli, die Einmachezucker
marke bis zum 30. Juni Gültigkeit.

Sittenberg. Neue Höchſtpreiſe für Briketts. Mit
Wirkung vom 15. Juni ab iſt der Höchſtpreis für Braunkohlen
briketts auf 1.80 M. pro Zentner ab Bahn oder Platz eeſge
worden. Der gleiche Preis gilt für 1 Kaſten ab
züglich der Anfuhrpreiſe bewendet es bei den gen

er einen ſtarken perſönlichen Erfolg. Und auch wenn an der ſtaat-
lichen Bewirtſchaftung von Obſt und Gemüſe genau ſo wie an

Einbruchsdiebſtahl. Aus einer ge-weſenen Vodenkammer, die mit einem Nachſchlüſſel wor
den iſt, ſind in letzter Zeit einem Sternſtraße 22 n Loko
motivführer Wäſche und Kleidungsſtücke im Werte von über 200 M.
geſtohlen worden.

der von Fleiſch, Eiern und Butter noch viel zu tadeln in und
zu beſſern wäre, wird 3 gegenüber dem blöden Schimpfen
auf die ſtaatliche nung und die Höchſtpreiſe ein paar

r e
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